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KURZ BERICHTET

Einsatz gegen Aufspaltung

Die Deutschen sind noch im-
mer gut, ihren Sarkasmus gegen-
über regierender Willkür auszu-
drücken:

Frage: Sozialabbau mit sechs
Buchstaben? Antwort: Reform.

Was in Deutschland zurzeit
passiert, ist kaum nachvollzieh-
bar – beinahe täglich überra-
schen uns neue Zahlenwerke
über Verschuldung und Spar-
zwänge, über Modelle und Mög-
lichkeiten, den Schuldenberg ab-
zutragen. Kaum einer weiß noch,
was real, was in ernsthafter Dis-
kussion ist und was Hirngespin-
ste darstellen. Es wird unüber-
sichtlich.

Da wird der Weg auch frei für
„kleinstaatliche Realitäten“:
Länder treten aus den Flächen-
tarifverträgen aus, machen in
punkto Uniformen, Digitalfunk,
polizeilicher Ausrüstung und
Ausbildung und in vielen ande-
ren Bereichen „ihr eigenes
Ding“, bezahlen ihren Beamten
Urlaubs- und Weihnachtsgeld je
nach Kassenlagen oder Gutdün-
ken.

In Deutschland wird an einem
kleinkarierten Flickenteppich
gewebt; auf jedem Landeskaro –
so scheint es – sitzt ein kleiner
Regent, der glaubt, sein Land
nun separat maßregeln zu kön-
nen; was interessiert die Allge-

meinheit, das große Ganze?!
So weit waren wir in Deutsch-

land schon mehrmals. Und im-
mer verlangte die Vernunft, das
Land wieder zu verbinden, um
kleinstaatliche und kleingeistige
unökonomische Machtbestre-
bungen hinter sich zu lassen.

Und nun geht alles von vorn
los?

Auf die Gefahren dieser

Mir ist sehr deutlich vermit-
telt worden, wie groß die Sor-
ge der GdP um die  bundes-
weite Einheitlichkeit der Po-
lizei ist. Aus meiner Sicht wäre
vor allem ein bundesweit ein-
heitliches Polizeiaufgaben-
gesetz wünschenswert. Und
für die Motivation der Polizi-
stinnen und Polizisten ist die
Einheitlichkeit der Besoldung
– zumindest der Grund-
besoldung – beizubehalten.

Dr. Max Stadler, innen-
und beamtenpolitischer Spre-
cher der FDP-Bundestags-
fraktion

Die GdP hat umfassend
über die aktuellen Anliegen
der Polizei in Deutschland in-
formiert und mit dem beein-
druckenden Film uns Politiker
sehr eindringlich an die be-
sondere Fürsorgepflicht ge-
genüber den Frauen und
Männern erinnert, die im all-
täglichen Polizeidienst ihre
sehr gefährliche und allen
Einsatz fordernde Pflichter-
füllung für unser Land leisten.

Hartmut Koschyk, innen-
politischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion

Ich habe mich beim Anse-
hen des Films wieder daran
erinnert, wie ein ehemaliger
Kollege im Dienst ums Leben
kam. Das hat mich damals
sehr betroffen gemacht.

Für mich ist die Schluss-
folgerung aus dem Film, dass
jede Situation für jeden Poli-
zeibeamten tödlich enden
kann und der Polizeibeamte
oder die Polizeibeamtin trotz-
dem darauf vertraut, dass sie
nicht angegriffen wird.

Eine bürgernahe Polizei
setzt voraus, dass tätliche An-
griffe auf die Polizei tabu sind.

Frank Hofmann (SPD),
Mitglied des Innenausschus-
ses

Kleinstaaterei – insbesondere
hinsichtlich einer einheitlich han-
delnden Polizei – machte die
GdP am 3. Juni 2003 in der Deut-
schen Parlamentarischen Gesell-
schaft in Berlin eindringlich auf-
merksam und traf vorwiegend
auf Zustimmung der Bundes-
tagsabgeordneten der verschie-
denen Parteien. Vor allem die
Ungerechtigkeiten mit allen
Konsequenzen, die sich mit der
Öffnungsklausel für die Kolle-
ginnen und Kollegen ergeben,
waren Diskussionspunkt der Ver-
anstaltung.

Die interssanten und auf-
schlussreichen Gespräche an die-
sem Abend lassen hoffen, dass
zumindest bei den anwesenden
Abgeordneten – und das waren
fast alle eingeladenen aus den
jeweiligen Innenausschüssen –
ein Erkenntniszuwachs für die
Belange und Probleme der Poli-
zistinnen und Polizisten erzielt
werden konnte. Denn hier wur-
de nicht abstrakt, sondern sehr
individuell darüber geredet. Der
GdP-Film „Ein sicherer Arbeits-
platz“ (wir berichteten ausführ-
lich in DP 2/03) schärfte zudem
bei manchem den Blick für den
extrem gefährlichen Arbeitsauf-
trag, dem sich unserer Kollegin-
nen und Kollegen alltäglich stel-
len müssen.          Tetz

Aufmerksamkeit und Betroffenheit beim Anschauen des GdP-Filmes
„Ein sicherer Arbeitsplatz“. (v. l. n. r.: Michael Hartmann (SPD),
Tobias Marhold (SPD), Hugo Müller (stellv. GdP-Bundesvorsitzender),
Lilo Friedrich (SPD), Hans-Peter Kemper (SPD, GdP-Mitglied)

               Fotos (2): Tetz

Intensive Gespräche während des Abends – v. l. n. r. : Konrad Freiberg
(GdP-Vorsitzender), Dr. Dieter Wiefelspütz (SPD), Frank Hofmann (SPD)

Parlamentarier-
Statements GdP organisierte „Parlamentarischen Abend”
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Gerade in schwierigen po-
litischen Zeiten sind solche
parlamentarischen Abende
wichtig. Das offene, persönli-
che Gespräch muss gerade
dann geführt werden, wenn es
Konflikte gibt.

Die angesprochenen The-
men: Öffnungsklausel, Sicher-
heit, Beamtenpensionen,

technische Ausrüstung mit
Digitalfunk sind berechtigte
Anliegen der Polizei. Ange-
sichts der haushaltspolitischen
Situation sind viele berechtig-
te Forderungen nicht erfüll-
bar. Die jetzt vorgenomme-
nen Einschnitte in die Gehäl-
ter der Polizeibeamten sind
Notmaßnahmen. Diese kurz-
fristigen Sparaktionen bieten
der Polizei jedoch keine Zu-
kunftsperspektive. Wir brau-
chen auch im Polizeibereich
eine Diskussion um weitere
Strukturreformen. Die neuen
Herausforderungen durch
den internationalen Terroris-
mus und die EU-Osterweite-
rung müssen wir mit begrenz-
ten finanziellen Ressourcen
bewältigen. Dies geht nur im
gegenseitigen Verständnis.

Silke Stokar von Neuforn,
innenpolitische Sprecherin
der Bündnis 90/Die Grünen-
Bundestagsfraktion

Gut, dass die GdP, die Ein-
heitlichkeit in der Polizei
thematisiert. Als Bundespoli-
tiker hat man zwar nur be-
grenzt Einfluss auf den von
Konrad Freiberg zitierten
Flickenteppich hinsichtlich
der Sicherheitsstandards der
Länder, aber wo man kann,
sollte man dem Auseinander-
driften der Länder im Bereich
der Inneren Sicherheit Ein-
halt gebieten.

Wir sollten viel öfter intensiv
über Grundsatzfragen reden

Dr. Cornelie Sonntag-
Wolgast (SPD), Vorsitzende
des Bundestags-Innenaus-
schusses

Deutsche Gesellschaft für Kriminalistik gegründet

Am 15. Mai 2003 gründete sich
in Basdorf bei Berlin die „Deut-
sche Gesellschaft für Kriminali-
stik e. V.“. Die Gründungsidee
geht auf eine mehrjährige Dis-
kussion der Kriminalistik-Do-
zenten der Fachhochschulen der
Länder und des Bundes sowie
der Polizei-Führungsakademie
zurück. Kritisiert wird von die-
sem Gremium vor allem, dass
sich in den Medien zu viele
Nichtfachleute bzw. Vertreter an-
derer Wissenschaftsdisziplinen
zu kriminalistischen Fragestel-
lungen äußern, dass die krimina-
listische Ausbildung inhaltliche

Defizite aufweise, und sich die
fehlende institutionelle Veranke-
rung des Faches in der universi-

tären Ausbildung als gravieren-
des Hemmnis erweise. Um den
gesellschaftlichen Stellenwert
der Kriminalistik anzuheben und
sie als Wissenschaftsdisziplin und
in Beziehung zu anderen Wissen-
schaftsdisziplinen kontinuierlich

fortzuentwickeln, bedürfe es ei-
nes bundesweiten, unabhängigen
und anerkannten Forums, das die
Belange der Kriminalistik über-
greifend – d.h. über die
Interessenlagen der Polizei- und
Strafverfolgungsbehörden hin-
aus – aufgreift und verfolgt so-
wie die Einheit von Wissenschaft
und Praxis fördert und weiterent-
wickelt.

Mehr zur „Deutschen Gesell-
schaft für Kriminalistik“ unter:
www.kriminalistik.info

Tetz

Gegen Gewalt

Über den Bezirk BGS ist die
GdP einer der Initiatoren der
bundesweiten Aktion „Sportler
setzen Zeichen – KRAFT GE-
GEN GEWALT – STOPP der
Jugendkriminalität“.

Auf dem ersten Ökumeni-
schen Kirchentag in Berlin mach-
te die JUNGE GRUPPE (GdP)
auf ihre aktuelle Aktion „Erzie-
hung = Verantwortung fürs Le-
ben“ aufmerksam. Mit drei Pla-
kat- und Postkartenmotiven
wirbt sie damit für mehr Verant-
wortung in der Erziehung. Eben-
so setzt sich die JUNGE GRUP-
PE (GdP) für Netzwerke zwi-
schen Schule, Elternhaus, Sozial-

Verantwortung und Netzwerke

arbeit und Polizei ein, die einen
raschen Informationsaustausch
und gleichzeitig soziale Kontrol-
le ermöglichen. Damit könnten
Kinder und Jugendliche aufge-
fangen werden, die gefährdet
sind, dauerhaft in die Kriminali-
tät abzurutschen.

Mehr Informationen zur
Aktion unter:

www.gdp-junge-gruppe.de
Marc Behle

Eine Sternfahrt quer durch
Berlin, mit der ca. 500 Biker für
ein gewaltfreies Europa demon-
strierten, war der Höhepunkt des
vom GdP-Landesbezirk Berlin
organisierten Bikertreffens vom
29.05.-01.06.2003. Am Branden-
burger Tor nahmen sie an einem
ökumenischen Gottesdienst zu-
sammen mit den Bikern des Kir-
chentages, dem Verein Colde-
hörn und den BlueKnights teil.

Derartige Treffen – schätzen
die Teilnehmer ein – werden für

den dienstlichen und privaten
Meinungsaustausch in Zeiten ei-
nes harten politischen „Spar-
kurses“ immer wichtiger.
Die Veranstalter planen ein drit-
tes Bikertreffen 2005.

Eine Foto-CD vom diesjährigen
Biker-Treffen ist gegen eine Ge-
bühr unter
 th.kleemann@web.de oder
 Funk: 0178-216 80 93 zu er-
halten.

Th. Kleemann

Biker für gewaltfreies Europa

Die bundesweiten Aktionen
„Sportler setzen Zeichen –
KRAFT GEGEN GEWALT –
STOPP der Jugendkriminali-
tät“ hat in den letzten sechs Jah-
ren u. a. 57 ZDF-Torwände, 50
Streetballanlagen, 30 Street-
hockeytore, Beachvolleyball-
und Skaterplätze, Fitnessräume
und Tischkicker in Jugendzen-
tren und viele weitere Projekte
für Jugendliche realisiert. Zu-
dem wurde in über 500 Veran-
staltungen mehr als 50.000 jun-
gen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern eine Alternative zur
Perspektivlosigkeit, Langewei-
le und Gewalt geboten sowie
Teamgeist, Fairplay und Er-
folgserlebnisse vermittelt.

Parlamentarier-
Statements

Auf einer der zahlreichen
Benefizveranstaltungen ehrte
am 24. Mai der GdP-Bundesvor-
sitzende Konrad Freiberg u. a. die
Gewinner eines großen Street-
ballturniers mit einigen hundert
jugendlichen Teilnehmern.

Martin Schilff

JUNGE GRUPPE (GdP) auf Kirchentag

Sternfahrt in Berlin

GdP unterstützt
Benefizveranstaltung

Stellenwert der Kriminalistik soll angehoben werden
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Stolpert die EU ins kriminelle
Chaos?

Z ehn neue Staaten
werden im nächsten
Jahr Mitglied der EU.

In erster Linie ein Grund zur
Freude, da hierdurch das politi-

sche und wirtschaftliche Ge-
wicht Europas weltweit an Be-
deutung zunimmt, damit hof-
fentlich ein weiterer Beitrag
zum Frieden und wirtschaftli-
chen Wohlstand erfolgt.

Doch es bleibt bei manchen
auch die Sorge, ob sich hier-
durch nicht auch Tür und Tor
für mehr Kriminalität  und un-
kontrollierte Migrationsströme
gleich mit öffnen.

Doch dabei muss man berück-
sichtigen, dass die Grenzen zu
den neuen Mitgliedsländern
der EU erst dann vollständig
fallen, wenn die bisherigen
„Schengener-Mitglieder“ über-
einstimmend  der Meinung
sind, dass die „Neuen“ die er-
forderlichen Sicherheitsstan-
dards erfüllen.

Auf alle Fälle werden sich in
den kommenden Jahren die Be-
deutungen von Grenzen verän-
dern: Was einst EU-Außen-
grenze war, wird zur Binnen-
grenze. Perspektivisch entste-
hen neue Außengrenzen, die
vorwiegend ehemalige Ost-
blockstaaten stellen.

Um diese Grenzen nach EU-
Standard zu sichern, bedarf es
eines langen Prozesses, der vor
allem die Hilfe der gesamten
EU fordert. Ganz besonders
sind hier die Erfahrungen der
westlichen Polizeien sowohl an
juristischem Hintergrund als
auch an praktikablen Know
how gefragt. Es gibt bereits
konkrete Hilfen; es gibt Verträ-
ge, gemeinsame Grenz-Projekte
und viel persönliches Engage-
ment.

Europa wächst perspektivisch
zusammen. Man denkt zuneh-
mend weniger in den Dimen-
sionen von Ländern und Staa-
ten, man denkt in europäischen
Dimensionen. Doch auch die
internationale Kriminalität
denkt und handelt in diesen
Kategorien. Und perfektioniert
sich.

Die Polizei in unserem Land
hat für die nächsten Jahre An-
forderungen wie nie zuvor zu
erfüllen. Vor dem Hintergrund
zunehmender terroristischer
Gefahren auch im europäi-
schen Raum, Schleuserkrimi-
nalität und der ganzen Palette
des sonstigen Organisierten
Verbrechens einerseits und der
Anforderung nach europäi-
scher Zusammenarbeit und
Hilfestellungen andererseits
kommen auf die Kolleginnen
und Kollegen völlig neue Auf-
gaben und Arbeitsfelder zu
(siehe dazu S. 11 in diesem
Heft).

Ein anspruchsvoller, aber auch
spannender Prozess, der sich
vor unseren Augen in Europa
abspielt und den die GdP aktiv
mitgestalten wird – im Interesse
eines sicheren Europas, aber
auch im Interesse unserer Kol-
leginnen und Kollegen. Denn
die Polizei in unserem Land
scheint trotz punktueller verba-
ler Streicheleinheiten von der
Politik vorwiegend als Spar-
masse intensiv wahrgenommen
zu werden. Und das bringt die
Kolleginnen und Kollegen nicht
nur auf die Palme, das demo-
tiviert sicher auch so manchen.

Die GdP wird ihren Finger im-
mer wieder genau in diese
Wunde legen und mit all ihren
Möglichkeiten, mit allen Ver-
bündeten und auf allen politi-
schen Ebenen intensiv daran
arbeiten, dass Polizei und Inne-
re Sicherheit den Stellenwert
erhalten, der ihnen gebührt.

Zu: Leserbrief von
V. Behringhoff, DP 6/03

Das vermeintliche Unwort
„Radarfalle“ ist lediglich eine
Weiterentwicklung eines Sprach-
gebrauchs. Leider ist der Begriff
Realität geworden. Ich habe
noch die „echten“ Radarkontrol-
len mitgemacht. Hier wurde dar-
auf geachtet, dass „angehalten“
wurde und nur zu „relevanten“
Zeiten und an „Gefahrenpunk-
ten“ gemessen wurde. Inzwi-
schen ist die Radarkontrolle mit
„Starenkisten“, getarnten Fahr-
zeugen (auch ein Zivilfahrzeug
ist nicht als Radarkontroll-
fahrzeug erkennbar) und riesi-
gen Verwaltungsbürokratien zu
einem „Geschäft“ verkommen,
das mit der „echten“ Polizei-
arbeit fast nichts mehr zu tun hat.

Wenn man dann noch in der
Zeitung liest, das Vielfahrer zu
den ständig schnell fahrenden
Zeitgenossen gehören, dann
muss man aber mit Erstaunen
lesen, dass gerade sie am allerwe-
nigsten zu den Unfallverur-
sachern gehören! Deshalb stehe
ich für die Mehrzahl der erfolg-
ten Kontrollen hinter dem
„Unwort“ Radarfalle.

Das ich hier mit besonders viel
Widerspruch rechnen kann, ist
mir durchaus klar, ändert aber
meine Einstellung nicht. Gleich-
wohl halte ich mich weitestge-
hend an Geschwindigkeitsbe-
schränkungen.

 Reinhard Lenzer, per Mail

Zu: Leserbrief H.-G.
Schloeßer, DP 6/03

Beim Lesen dieser Zuschrift
haben sich mir die Nackenhaare
gesträubt. Ein Beitrag, von dem
ich ausgehen muss, dass er bar
jeder Kenntnis über polizeiliche
Strukturen mit dem einzigen Ziel
geschrieben wurde, private
Sicherheitsunternehmen hof-
fähig zu machen.

Private Unternehmen haben,
und das ist ganz natürlich, das
Ziel, mit einem Minimum an Ein-
satz ein Maximum an Gewinn

Von Konrad Freiberg
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Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Ausschreibung der PFA
Für insgesamt 9.200 Euro vergibt die Polizei-Führungs-
akademie (PFA) in diesem Jahr Preise für hervorragende
wissenschaftliche Abhandlungen zu Themen der Inneren
Sicherheit.

Berücksichtigt werden:

noch unveröffentlichte oder
nach dem 01.01. 2003 veröffent-
lichte deutschsprachige Abhand-
lungen,

• die wissenschaftlich von be-
   sonderem Wert sind,

• den Behörden un Einrich-
tungen der Polizeien von Bund
und Ländern neue Erkenntnisse
erschließen

und
• der Polizeiwissenschaft ins-

besondere folgenden Themenbe-
reichen zugeordnet werden kön-
nen:

• Organisation, Führung und
  Einsatz der Polizei
• Kriminalitätsverhütung und
  -bekämpfung
• Aktivitäten zur Erhöhung
   der Straßenverkehrssicherheit
• Polizei und Gesellschaft
• Recht

In den einzelnen Gebieten
können auch mehrere Arbeiten
prämiert werden.

Die vorgelegten Publikatio-
nen müssen künftig in angemes-
senem Umfang in wissenschaft-
lichen Fachbibliotheken einste-
hen. Seminararbeiten können
daher nicht berücksichtigt
werden.

Von der Teilnahme ausge-
schlossen sind Abhandlungen
von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der PFA, soweit sie dort
tätig sind oder wenn die einge-
reichte Abhandlung aus der Zeit

ihrer Tätig-
keit an der
PFA datiert,
sowie Ab-
handlungen,
die bereits
mit Mitteln
öffentlicher
Haushalte fi-

nanziert wurden.
Über die Vergabe beschließt

eine von der Polizei-Führungs-
akademie eingesetzte Kommissi-
on unter Ausschluss des Rechts-
weges.

Alle Preisträger erhalten eine
Urkunde. Ihre Abhandlungen
werden der Schriftenreihe der
Polizei-Führungsakademie
(PFA-Schriftenreihe) zur Verfü-
gung gestellt.

KURZ BERICHTET

IN EIGENER SACHE

GdP-Mitgliedsausweis
Vordrucke für GdP-Mitgliedsaus-
weise können ab sofort aus dem
Internet herunter geladen wer-
den: www.gdp.de unter der Ru-
brik „Mitglied werden“. Rückfra-
gen unter: 0211/7104-191 oder per
E-Mail: skrahe@gdp-online.de.

Einsendeschluss ist der
30.09.2003.

Der Einsendung ist eine
kurze Biographie der Ver-
fasserin oder des Verfassers
beizufügen.

Weitere Auskünfte erteilt
die Polizei-Führungsaka-
demie, Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit, Zum Roten
Berge 18 -24, 48165 Münster
(Tel.: 02501-806-230; Fax:
02501-806-440 oder -420;
E-Mail: pressestelle@pfa-
ms.de).

Zu: „Nachlese zum Feier-
tag der Kampftrinker und
Steinewerfer“, DP 6/03

herauszuholen. Derartige Unter-
nehmen können keine Entla-
stung für die Polizei darstellen,
im Gegenteil, sie müssen ja an-
gehalten werden, beim gering-
sten Verdacht die Polizei hinzu-
zuziehen. Mitarbeiter dieser Fir-
men werden nie, und das hat et-
was mit ihrer Entlohnung im un-
teren Einkommensbereich und
der damit verbundenen zwangs-
läufigen Personalauswahl zu tun,
die Fähigkeit und Professionali-
tät von Polizeibeamten/innen er-
reichen, noch nicht einmal an-
satzweise.

Die Möglichkeit, hoheitliche
Aufgaben an polizeifremde Or-
ganisationen zu vergeben, ist der
Beginn einer Abkehr von unab-
hängigen Normverstößen. Wie
soll Objektivität gewahrt bleiben,
wenn man, wie z. B. in Hessen, die
Polizeibehörden an der Einnah-
me von Verwarnungsgeldern
prozentual beteiligt?

Der angesprochene Vorschlag
zur Einstellung von Angestell-
ten/innen oder Beamten/innen
im einfachen Dienst ist ebenso
abwegig. Derartiges „Personal“
würde aus den obengenannten
Gründen ebenfalls nie zu „rich-
tigen“ Polizisten werden. Die
Arbeit, an der es bekannterma-
ßen nicht mangelt, würde dabei
auf den Polizeibeamten konzen-
triert werden.

        Jochen Menke, Offenbach

Niemand hat in Berlin ernst-
haft das Ausbleiben von Aus-
schreitungen in der Walpurgis-
nacht und am 1. Mai erwartet. Es
ist ein trauriges Ritual geworden.
Tausende Schaulustige genießen
die Spannung, aus der heraus
dann die „Akteure“ in sich im-
mer gleichenden Abläufen den
tatsächlichen Krawall anzetteln.
Wie jedes Jahr musste die Poli-
zei ihren zweifellos bedauerns-
werten Part als „Gegner“ über-
nehmen, damit die Rituale ihren
Lauf nehmen können. Zuneh-

mend obsiegt sie jedoch allein
durch die ständig verfeinerten
Deeskalationsstrategien, die den
Randalierern Reibungspunkte
und somit den „Spaß“ nehmen.

Symbolwert hat für mich da
eine Beobachtung, die ich am
Abend des 1. Mai 2003 in Kreuz-
berg machte: Während im Hin-
tergrund die Feuerwehr die bren-
nenden PKW löschte, standen
sich Schaulustige und Polizei-
kette gegenüber. Ein behelmter
Polizist beugte sich plötzlich zu
einem etwa 10-jährigen türki-
schen Jungen und fragte den Ver-
dutzten, wo er denn wohne, was
es am Abend zu essen gab, was
er von den Krawallen halte und
ob er denn auch noch vorhabe,
Steine zu werfen... Der Kleine
antwortete dem Polizisten – wie
eben ein ganz normaler 10-jäh-
riger Junge antwortet. Hatte er
sich vielleicht in diesem Moment
aufgrund der sicherlich unerwar-
teten Ansprache des Beamten
von einem potenziellen Randa-
lierer zurückverwandelt? – Ri-
tuale müssen durchbrochen wer-
den und zwar in der Verantwor-
tung jedes einzelnen.

Die „Akteure“ sind – wie die
Erfahrung gezeigt hat – aus-
tauschbar. An den äußeren Be-
dingungen muss gearbeitet wer-
den: Die Medien dürfen nicht
schon Tage vorher die Krawalle
herbeireden, die Schaulustigen
dürfen nicht bereitwillig das
Rückzugsgebiet für die Randa-
lierer bilden, die beiden kriti-
schen Tage sollten nicht allge-
mein zu Festveranstaltungen mit
besonderem „Kick“ hochstili-
siert werden. An der Polizei wird
es dann schon nicht scheitern.

Volker Amler, Berlin



6  7/2003 Deutsche Polizei

TITEL

Folgen der EU-Erweiterung
Von Udo Burkholder, Inspekteur des BGS im Bundesministerium des Innern

Europa wird sich in den nächsten Jahren nachhaltig verän-
dern. Mit dem im Frühjahr des kommenden Jahres unmit-
telbar bevorstehenden EU-Beitritt einer Reihe mittel- und
osteuropäischer Staaten wird sich nicht nur das uns im
Westen seit Jahrzehnten bekannte und praktizierte politi-
sche und ökonomische Koordinatensystem nach Osten
verschieben, es entsteht auch ein neuer Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts. Damit stellen sich
Fragen an die Innere Sicherheit in einer erweiterten Euro-
päischen Union.

E ine alte Grenzschutz-
philosophie besagt: Die
Innere Sicherheit in ei-

nem Staat beginnt von seinen
Grenzen her. Dies gilt auch für
die erweiterte Europäische Ge-
meinschaft, in der die Binnen-
grenzkontrollen in überschauba-
rer Zukunft weitgehend abge-
schafft sein werden. Entspre-
chend kommt der Außengrenz-
sicherung der Europäischen Uni-
on herausragende Bedeutung für
uns alle zu.

Mark Twain formulierte ein-
mal: „Prognosen zu stellen ist
äußerst schwierig – vor allem
wenn sie die Zukunft betreffen“.
Gleichwohl wage ich es, eine eu-
ropäische Bedrohungsanalyse
für die nächsten Jahre zu stellen:

Erstens: Die ungesteuer-
ten Migrationsbewegungen nach
Europa werden aufgrund des ra-
schen Bevölkerungswachstums
vor allem in Asien und Afrika
vermutlich zunehmen.

Zweitens: Die europäischen
Staaten stellen sich  auch für die
überschaubare Zukunft im Ver-
gleich zu den benachbarten Staa-
ten als „Inseln des Wohlstandes“
dar, die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität weiter
anziehen werden.

Drittens: Der Wegfall der
Binnengrenzkontrollen schafft
einen einheitlichen kriminalgeo-
graphischen Raum vom Nordkap
bis Sizilien und bald vom Schwar-
zen Meer bis an den Mittel-
atlantik. In diesem Raum
sind derzeit zur Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung eine Vielzahl unter-
schiedlich strukturierter und or-
ganisierter Behörden tätig; diese
Vielfalt bedingt noch Kom-
petenzüberschneidungen und
Kommunikationsprobleme. Hin-
zu kommen unterschiedliche po-
litische Ansätze und Vorgaben bei
der Kriminalitätsbekämpfung.

Diese Umstände machen sich
organisierte, kontinental arbei-

tende kriminelle Strukturen zu
Nutze.

Viertens: Der internationa-
le Terrorismus nimmt zu und er-
fordert wirksame, zielgerichtete
Abwehrmaßnahmen, die bereits
bei Einreisekontrollen beginnen.

Von diesen Kriminalitäts-
formen sind alle Mitgliedstaaten
der Europäischen Union – auch
die zukünftigen – in gleicher
Weise betroffen. Anders als in
den neunziger Jahren, als fast 90
Prozent aller Asylsuchenden in
Europa ihren Antrag in Deutsch-
land stellten, sind jetzt nahezu
alle Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union von illegaler Migra-
tion gleichermaßen betroffen.
Gleiches gilt für die Bedrohung
durch die organisierte internatio-
nale Kriminalität und den inter-
nationalen Terrorismus.

In dieser Allbetroffenheit liegt
zugleich die politische Chance zu
einer erfolgreichen europa-
weiten Gegenwehr: Denn nicht
nur die Bürgerinnen und Bürger
Deutschlands, sondern auch die
unserer europäischen Nachbar-
staaten betrachten die Entwick-
lungen der Inneren Sicherheit in
ihren Ländern mit großer Auf-
merksamkeit – ja zum Teil mit
Sorge.

Um den gegenwärtigen und
künftigen Gefahren wirksam be-
gegnen zu können, haben wir seit
geraumer Zeit Strategien entwi-
ckelt. Der Grundgedanke ist
ebenso einfach wie wirkungsvoll:

Grenzüberschreitende Krimina-
lität kann nur durch grenzüber-
schreitende Kooperation wirk-
sam bekämpft werden.

Der Bundesgrenzschutz als
Bundespolizei hat gerade in den
letzten Jahren hier besondere
Zeichen gesetzt. Die grenzpoli-
zeiliche Zusammenarbeit sowohl
mit den Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union als auch mit
den Beitrittskandidatenstaaten
wurde erheblich ausgebaut.

Multinationaler
Ansatz – die Europäische
Grenzpolizei

Innenminister Otto Schily und
der damalige italienische Innen-
minister Skajola regten im Jahr
2000 eine Machbarkeitsstudie
über die Errichtung einer Euro-
päischen Grenzpolizei an. Unter
Federführung Italiens haben
Deutschland, Spanien, Frank-
reich und Belgien daraufhin ein
Strategiepapier konzipiert, das
im Mai 2002 in Rom in Anwesen-
heit zahlreicher Innenminister
der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und auch der Bei-
trittskandidatenstaaten feierlich
vorgestellt wurde.

Die Studie schlug zunächst die
Bildung eines Leitungsgremiums,
unterstützt durch ein permanen-
tes Sekretariat und die Einrich-
tung verschiedener grenzpolizei-
licher Pilotprojekte (sog. Zen-

Stationen der
EU-Erweiterung

1991 - 1996 Abschluss von
Europa-Abkommen mit zehn
Beitritsskandidaten aus Mit-
tel- und Osteuropa (MOEL)

1993 Festlegung der Kopen-
hagener Kriterien (staatliche
Garantie, gewerkschaftlicher
Betätigung und die Absiche-
rung der Tarifautonomie)

1994 Die Tagung des Euro-
päischen Rates in Essen be-
schließt eine Strategie für eine
weitere Heranführung der
MOEL an die EU

1997 Billigung der in der
Agenda 2000 vorgeschlage-
nen Beitrittstrategie

1998 Beginn der bilateralen
Detailverhandlungen mit
sechs Beitrittskandidaten
(Ungarn, Polen, Slowenien,
Tschechien, Estland, Zypern)

1999 Detailverhandlungen
mit nunmehr zwölf Ländern
(zu den obigen: Malta, Rumäni-
en, Slowakei, Litauen, Lettland,
Bulgarien); der Türkei wird der
Kandidatenstatus bestätigt

2000 Auf der Tagung in Niz-
za beschließt der Europäische
Rat eine Intensivierung des
Erweiterungsprozesses als ab-
solute Priorität; Zielsetzung:
Teilnahme der ersten Bei-
trittskandidaten an den Euro-
pawahlen 2004

Dezember 2001 Bei der Ta-
gung des Europäischen Rates in
Laeken werden Estland, Lett-
land, Litauen, Malta, Polen, Slo-
wakei, Slowenien, Tschechien,
Ungarn, Zypern als jene Länder
benannt, die vorraussichtlich
2004 der EU beitreten.

Dezember 2002 Auf seiner
Tagung in Kopenhagen be-
schließt der Europäische Rat die
Aufnahme der zehn genannten
Staaten in die EU im Mai 2004.

2003 16. April: Unterzeich-
nung der Beitrittsurkunden
der neuen Mitgliedsstaaten in
Athen.

Quelle: Forum Migration Mai/2003

EUROPAS GRENZEN
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tren) vor, in denen sich auf frei-
williger Basis partizipierende
Mitgliedstaaten einbringen
sollen.

Parallel dazu hat Österreich
unter Mitwirkung Finnlands und
Belgiens in einem Workshop
„Polizei und Grenzsicherheit“
nahezu identische Kooperations-
formen für die Europäische
Grenzpolizei entwickelt.

Fast zeitgleich legte die Euro-
päische Kommission eine Mittei-
lung über den „integrierten
Grenzschutz an den Außen-
grenzen der Mitgliedstaaten der
EU“ vor. Diese Mitteilung warf
zum ersten Male die Frage nach
einer einheitlichen Europäischen
Grenzpolizei mit einem eigenen
Personalkörper sowie die Idee
einer finanziellen Lastenteilung
für den Außengrenzschutz zwi-
schen den Mitgliedstaaten auf.

Die spanische Präsidentschaft
fasste – unter Mitwirkung ver-
schiedener Arbeitsgruppen des
Rates – die wesentlichsten Teile
dieser drei Arbeiten im „Plan für
den Grenzschutz an den Außen-
grenzen der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union“ zusam-
men. Der Plan wurde vom Euro-
päischen Rat in Sevilla im Juni
2002 gebilligt.

Aufgrund der Entscheidung
von Minister Otto Schily hat
Deutschland daraufhin die Orga-
nisation der Zusammenarbeit
der Europäischen Grenzpoli-
zeien an den Landaußengrenzen
der EU übernommen. Hierzu
haben wir das „Zentrum Land-
grenzen“ im Bundesministerium
des Innern eingerichtet. Seine
Aufgabe ist, gemeinsame Einsät-
ze an den Außengrenzen der EU
vorzubereiten, durchzuführen
und zu evaluieren. Weiterhin
werden unter seiner Leitung ge-
meinsame Dienststellen entlang
der EU-Landaußengrenze einge-
richtet, an denen täglich Grenz-
polizisten verschiedener Mit-
gliedstaaten ihren Dienst im Be-
reich der Grenzkontrolle und
Grenzüberwachung verrichten
sollen.

Neben dem „Zentrum Land-
grenzen“ hat Italien das Zentrum

zur Verfügung stellen soll, einge-
richtet. Alle Zentren stehen – wie
von der Machbarkeitsstudie vor-
geschlagen – unter einheitlicher
Leitung der sog. SCIFA+/
SAEGA+ (Treffen der Leiter
der Europäischen Grenzpoli-
zeien, angesiedelt im Strategi-
schen Ausschuss für Immigrati-
on, Grenzen und Asyl innerhalb
der Ratsarbeitsgruppenstruk-
tur). Damit ist im Jahr 2002 eine
dezentrale Struktur einer Euro-
päischen Grenzpolizei geschaf-
fen worden. Die weitere Ent-
wicklung wird von der erfolgrei-
chen Arbeit der Zentren, insbe-
sondere des „Zentrums Land-
grenzen“, abhängen.

 All diese Aktivitäten dienen
der Schaffung einer Europäi-
schen Grenzpolizei. Dabei soll es
aber nach unseren Vorstellungen
bei der herkömmlichen Aufga-

benverteilung bleiben. Das heißt,
die nationalen Grenzschutz-
behörden bleiben auch weiterhin
verantwortlich für die Sicherung
ihres EU-Außengrenzab-
schnittes. Die Arbeit dieser „na-
tionalen Glieder“ sollte durch
die Schaffung eines „Steering
Committees“ begleitet, koordi-
niert und bewertet werden. Die
neu zu schaffende Brüssler Insti-
tution hätte u. a. zur Aufgabe, die
Arbeit der verschiedenen

Grenz(schutz)behörden der EU-
Staaten zu vereinheitlichen, wo
dies erforderlich ist, Schwer-
punkteinsätze zu koordinieren,
Lage- und Gefahrenanalysen zu
erstellen und kurzfristige Eva-
luierungen vorzunehmen. Dieses
Modell griffe nur in einem sehr
geringen Maße in die derzeitigen
Hoheits- und Souveränitäts-
rechte der einzelnen Länder ein;
es wäre im Hinblick auf admini-
strative Durchführung und Orga-
nisation praktikabel und vor al-
lem schnell realisierbar.

Bilaterale
grenzpolizeiliche
Zusammenarbeit

Aufgrund der oben dargestell-
ten Bedrohungsanalyse hat der
Bundesgrenzschutz in den letz-
ten Jahren seine bilateralen Be-
ziehungen zu den Ländern
West-, Mittel- aber vor allem Ost-
und Südosteuropas/Balkan stark
ausgebaut.

Der Einsatz deutscher Grenz-
polizeibeamter auf Flughäfen
und in Seehäfen in Italien und
Spanien seit 2001 an Brennpunk-
ten illegaler Migration ist mittler-
weile ebenso Alltag wie es ge-
meinsame Streifen auf der
Bahnstrecke München – Bozen
durch deutsche, österreichische
und italienische Polizeibeamte
sind. Dies gilt auch für wechsel-
seitige Hospitationen von Poli-
zeibeamten des Bundesgrenz-
schutzes auf den großen europäi-
schen Flughäfen; im Gegenzug

Bundeskanzler
Schröder be-
dauerte auf
dem EU-Gipfel
in Sevilla am
22.6.2002,
dass die EU
im Kampf
gegen die
illegalen Ein-
wanderungen
auf konkrete
Strafen gegen
kooperations-
unwillige
Transitländer
verzichtet: „Ich
hätte mir mehr
gewünscht, was
Sanktionen an-
geht“.
       Foto: dpa

Das "Zentrum Landgren-
zen" im Bundesinnenministe-
rium nahm im Oktober 2002
seine Arbeit auf. Erste ge-
meinsame operative Ein-
sätze – so im Raum Frankfurt
(Oder) unter britischer, grie-
chischer und italienischer Be-
teiligung, sowie im österrei-
chisch-slowakischen Grenzge-
biet – wurden in 2002 sehr er-
folgreich durchgeführt. Weite-
re Einsätze folgten im März/
April diesen Jahres im Grenz-
gebiet Italien zu Slowenien
sowie im Grenzraum Pirna. In
Deutschland wurden drei, in
Österreich zwei und in Itali-
en eine gemeinsame Dienst-
stelle für regelmäßige Hospi-
tationen eingerichtet.

für die Zusammenarbeit der
Grenzpolizeien auf internationa-
len Flughäfen, Finnland das Zen-
trum zur Erstellung eines Mo-
dells einer gemeinsamen Be-
drohungsanalyse, Österreich und
Schweden haben das Zentrum
zur Erarbeitung von gemeinsa-
men Ausbildungsplänen und
Großbritannien hat ein Zentrum,
das Kontroll- und Überwach-
ungsequipment für die Außen-
grenzen zum flexiblen Einsatz

Foto: dpa

versehen Beamte unserer Part-
nerstaaten auf dem Rhein-Main-
Flughafen in Frankfurt/Main und
auf dem Flughafen Franz-Josef
Strauß in München Dienst.

Gemeinsame Streifen finden
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im Westen seit 2002 mit den Nie-
derlanden statt.

Minister Otto Schily hat
anlässlich der Einweihung des
von Offenburg nach Kehl verleg-
ten Gemeinsamen Zentrums mit
seinem französischen Amtskolle-
gen Nicolas Sarkozy gemeinsame
deutsch-französische Streifen
grundsätzlich verabredet.

Mit unseren ostwärtigen
Nachbarn ist die grenzpolizei-
liche Zusammenarbeit bereits in
vielfältiger Weise institutionali-
siert und hat sich bewährt: Seit
Herbst 1998 patrouillieren regel-
mäßig deutsche und polnische
Grenzpolizeibeamte und -beam-
tinnen im deutsch-polnischen
Grenzgebiet zu Lande, in Polizei-
hubschraubern des Bundes-
grenzschutzes sowie auf Patrouil-
lenbooten auf der Ostsee und auf
der Oder – bisher mehr als 6.500
Mal.

Der Bundesgrenzschutz arbei-
tet bereits seit 1997 mit allen
Ostsee-Anrainerstaaten im Rah-
men der BALTIC SEA REGI-
ON BORDER CONTROL
COOPERATION (BSRBCC) –
einem Gremium auf der Ebene
der Leiter der Grenzschutz-
organisationen – sicherheits-
partnerschaftlich eng und ver-
trauensvoll zusammen. Mit den
skandinavischen und baltischen
Staaten, der Russischen Förde-
ration und Polen werden regel-
mäßig die zur Bekämpfung der
illegalen Migration und der orga-
nisierten Schleusungskrimi-
nalität notwendigen nationalen
Lageinformationen ausgetauscht

und zu internationalen Lagebe-
richten zusammengefasst.

Auf deren Grundlage erfolgen
regional abgestimmte maritime
Operationen.  Auswertungen die-
ser gemeinsamen Einsätze füh-
ren zur Vereinheitlichung ge-
meinsamer Strategien und Ein-
satztaktiken und zu Folgerungen
für Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen sowie zur Verbesserung
und Vereinheitlichung kommuni-
kativer Beziehungen.

Grenzpolizeiliche
Verbindungsbeamte

Der Bundesgrenzschutz hat in
einer Reihe von europäischen
Ländern (Bulgarien, Frankreich,
Griechenland, Italien, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Rumänien,
Slowenien, Spanien, Tschechien
und der Ukraine) sowie bei
EUROPOL Verbindungsbeamte
stationiert. Dieses Netz soll in
den nächsten Jahren zügig wei-
ter ausgebaut werden. Deshalb
hat im September 2002 ein
Verbindungsbeamter (höherer
Polizeivollzugsdienst) in Moskau
seine Tätigkeit aufgenommen
und im Mai 2003 ein grenzpoli-
zeilicher Verbindungsbeamter in
Budapest.

Die grenzpolizeilichen Ver-
bindungsbeamten haben sich als

Dokumentenberater des Bun-
desgrenzschutzes im Einsatz. Sie
werden in der Regel auf Ersu-
chen von Luftfahrtbehörden und
im Benehmen mit den örtlichen
Grenzpolizeibehörden sowie den
deutschen Auslandsvertretungen
tätig.

Daneben unterstützt der Bun-
desgrenzschutz nahezu alle mit-
tel- und osteuropäischen Staaten,
insbesondere Polen, Ungarn, die
Tschechische Republik, Slo-
wenien, Bulgarien und Rumäni-
en beim Aufbau effektiver und
demokratisch strukturierter
Grenzschutzorganisationen im
Rahmen von EU-Phare-Twin-
ning-Projekten. So werden zahl-
reiche Angehörige der Grenz-
schutzorganisationen der mittel-
und osteuropäischen Staaten
Jahr für Jahr in Deutschland fort-

Der Oberbürgermeister von Frank-
furt (Oder), Martin Patze (l), und
sein Amtskollege aus dem polni-
schen Slubice, Ryszard Bodziacki,
begrüßten sich am 16.4.2003 am
Grenzübergang Stadtbrücke an-
lässlich der Unterzeichnung der
Beitrittsverträge zur EU symbo-
lisch mit Brot und Salz.   Foto: dpa

Garanten für einen schnellen
und zeitnahen Informationsaus-
tausch erwiesen. Sie haben ins-
besondere – von der Grenz-
schutzdirektion koordiniert – im
Gefolge der Ereignisse vom 11.
September 2001 rasch wertvolle
Informationen zur Vervollständi-
gung der Lagebilder beschafft.

Um im Vorfeld Dokumenten-
missbrauch und Schleusungen zu
verhindern, sind an einer Reihe
von großen Flughäfen weltweit

Wir müssen das
geeinte Europa nicht
nur im Interesse der
freien Völker errichten,
sondern auch, um die
Völker Osteuropas in
diese Gemeinschaft
aufnehmen zu können,
wenn sie, von den
Zwängen, unter denen
sie leiden, befreit, um
ihren Beitritt und
unsere moralische
Unterstützung
nachsuchen werden.
Wir schulden ihnen
das Vorbild des eini-
gen, brüderlichen
Europa. Jeder Schritt,
den wir auf diesem
Wege zurücklegen,
wird für sie eine neue
Chance darstellen. Sie
brauchen unsere Hilfe
bei der ungeheuren
Aufgabe der Umstel-
lung, die sie zu be-
werkstelligen haben.
Unsere Pflicht ist es,
bereit zu sein ...

Robert Schuman, ehemaliger
französischen Außenminister 1963

EUROPAS GRENZEN

4.12.2002: Robert Wood aus Großbritannien, Nektarios Orfanidis aus
Griechenland und Staatssekretär Fritz Rudolf Körper (v. l. n. r.) beim
ersten gemeinsamen Einsatz der europäischen Grenzpolizei im Rahmen
des „Zentrums Landgrenzen“ – hier am Grenzübergang Frankfurt (Oder)
Stadtbrücke.       Foto: BGS PO/ Öffentlichkeitsarbeit



7/2003 Deutsche Polizei  9



10  7/2003 Deutsche Polizei

gebildet. Diese vielfältigen Hil-
feleistungen kommen nicht nur
den Empfängerländern zugute,
sie liegen auch im nationalen In-
teresse und im Interesse unserer
Schengen-Partner.

Ein neues Aufgabenfeld
nimmt seit 2001 der westliche
Balkan ein, eine der Hauptrou-
ten für Schleusungen, Schmuggel
und Rauschgifthandel. Deutsche
Grenzschutzbeamte helfen im
Rahmen des Stabilitätspaktes für
Südosteuropa gemeinsam mit
österreichischen und sloweni-
schen Beratern Kroatien als
Partnerstaat, die dortige Grenz-
schutzorganisation und das Asyl-
und Migrationsregime effektiver
zu gestalten. Für die drei Kom-
ponenten (Asyl, Migration und
Grenzschutz) ist unter Leitung
Deutschlands ein Nationaler
Maßnahmeplan (NAP) entwi-
ckelt worden, für den im Septem-
ber 2002 aus EU-Mitteln
(CARDS-Programm) Geld be-
reitgestellt worden ist.

Weitere Staaten in Südosteu-
ropa – namentlich Kroatien, Bos-
nien-Herzegowina und Serbien –
werden beim Aufbau leistungsfä-
higer Grenzschutzorganisatio-
nen zum Teil seit Jahren unter-
stützt. Die Federführung obliegt

dem Bundesgrenzschutz; slowe-
nische und österreichische Ex-
perten sind eingebunden.

Auch materielle Ausstattungs-
hilfe wird seit 1990 für die Staa-
ten Mittel- und Osteuropas ge-

leistet; zuvörderst wurden und
werden Fahrzeuge, IT-Technik,
Wärmebildtechnik und Doku-
mentenprüfgeräte geliefert.

Immer mehr Länder in Mittel-
und Osteuropa – aber auch im
asiatischen Raum – wenden sich
seit geraumer Zeit an den Bun-
desgrenzschutz mit der Bitte, als
strategischer Partner beim Auf-
bau vergleichbarer Sicherheits-
behörden behilflich zu sein. Auch
mit dem georgischen Grenz-
schutz pflegt der Bundesgrenz-
schutz Beziehungen. Vielfältige
Unterstützungsmaßnahmen wur-
den bereits seit 2001 gewährt; sie
werden fortgesetzt.

Die skizzierten Einzelmaß-
nahmen haben dazu geführt, dass
der Bundesgrenzschutz und die
Grenzschutzorganisationen aller
Länder in Europa in den letzten
Jahren „europäisch“ geworden
sind. Diese Feststellung, die für
uns im Jahr 2003 ganz natürlich
wirkt, halte ich gleichwohl für au-

Mit gemeinsamen Streifen wollen
deutsche und tschechische Grenz-
polizisten die Kriminalität entlang
ihrer Grenze und die illegale Ein-
wanderung über Tschechien effek-
tiver bekämpfen.

Foto: dpa

EUROPAS GRENZEN
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ßerordentlich bedeutsam. Denn
wer hätte vor 15 Jahren gedacht,
dass an der Grenzschutzschule in
Lübeck beispielsweise rumäni-
sche und russische Führungskräf-
te in der Technik der Grenz-
sicherheit ausgebildet würden?
Und wer hätte vor 15 Jahren ge-
dacht, dass Bundesgrenzschutz-
beamte als gern gesehene Gäste
zum Beispiel in Polen oder in
Bulgarien ihren dortigen Kolle-
gen Aufbauhilfe leisten? Ich
möchte an diesen Beispielen in
Erinnerung rufen, welche rasan-
te Entwicklung Europa und da-
mit verbunden der Bereich der
Inneren Sicherheit genommen
haben. Und zwar in einem Be-
reich, in dem staatliche Souverä-
nität, hoheitliches Handeln aber
auch frühere Reflexe von Ge-
heimhaltung und Abschottung
unmittelbar berührt werden.

Das Tempo dieser Entwick-
lung wird anhalten – dessen bin
ich mir gewiss.

Kein Land Europas kann den
Kampf gegen die organisierte
Kriminalität allein bestehen.
Entscheidend ist eine Zusam-
menarbeit der Sicherheitsbehör-
den auf jeder nur denkbaren
Ebene. Zudem ist das internatio-
nale Verbrechen längst nicht
mehr nur ein Sicherheitsproblem
für den einzelnen Bürger, son-

dern wird zunehmend auch zu
einem Risiko für Wirtschaft und
Gesellschaft und zu einem
Gefährdungspotential für die
europäischen Staaten. Deshalb
müssen wir die grenzpolizeiliche
Zusammenarbeit in Europa über
die bisherigen Formen bilatera-
ler und multinationaler Aktionen
hinaus kontinuierlich weiterent-
wickeln und behutsam institutio-
nalisieren. Die Schaffung einer
Europäischen Grenzpolizei ist
vordringliches Ziel.

Oft wird die Frage aufgewor-
fen, ob und in welchem Umfang
der Beitritt Polens und der
Tschechischen Republik die Or-
ganisation des Bundesgrenz-
schutzes an den gegenwärtigen
EU-Außengrenzen beeinflussen
wird.

Die Beitrittsländer müssen
den gesamten juristischen Besitz-
stand der Europäischen Gemein-
schaft – den sog. acquis commun-
autaire – übernehmen, der der-
zeit aus rund 80.000 Seiten
Rechtstexten besteht.

Die Beitrittsstaaten sind ver-
pflichtet, den EU-acquis im Ju-
stiz- und Innenbereich grund-
sätzlich mit ihrem Beitritt zur EU
vollständig zu übernehmen und
anzuerkennen.

Davon zu unterscheiden ist

Die politische Neuordnung
in Europa und damit eng ver-
bunden die Veränderungen
der sicherheitspolitischen
Lage stellen an die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des
Bundesgrenzschutzes neue
Herausforderungen; denn ihr
Einsatz wird sich in Zukunft
zunehmend nicht nur auf das
Territorium der Bundesrepu-
blik Deutschland beschrän-
ken. Dies hat vielfältige Fol-
gen in dienstlicher wie aber
auch in privater Hinsicht. Zu-
künftig wird in noch größe-
rem Maße Aufgeschlossen-
heit, Flexibilität, Mobilität,
Anpassungsfähigkeit, Kom-
munikationstalent und die
Bereitschaft, fremde Spra-
chen zu lernen, gefordert sein.

Nur am Rande sei erwähnt,
dass neben den neuen Aufga-
ben, die mit der EU-Erweite-
rung verbunden sind, auch ein
weltweiter Einsatz von BGS-
Beamten im Rahmen des sog.
Zivilen Krisenmanagements
der Europäischen Union in

naher Zukunft denkbar ist. In-
sofern verstärkt sich die For-
derung an das Personal, sich
mental umzustellen und ent-
sprechende Auslandseinsätze
als eine Chance zu begreifen,
die nicht nur zu einer Erwei-
terung dienstlicher Erkennt-
nisse und Fähigkeiten führt,
sondern auch den persönli-
chen intellektuellen Horizont
erweitert und ergänzt.

Gerade in dieser Hinsicht
halte ich entsprechende Ein-
sätze für außerordentlich be-
fruchtend – auch für die
Binnenstruktur und -kultur
des Bundesgrenzschutzes.
Reisen bildet und fördert die
Kontakte zu fremden Völkern
und Kulturen. Insofern wer-
den mehr als bisher nicht nur
die neuen geographisch er-
weiterten Aufgaben den zu-
künftigen dienstlichen Alltag
unserer Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen bestimmen, ge-
fragt sind auch Neugier, Ver-
ständnis, Anpassungsfähigkeit
und gewiss auch Improvisa-
tionstalent.

BGS-Alltag mit neuen
Herausforderungen
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die Verfahrensweise beim
Schengen-Besitzstand, der seit
seiner Überführung in den Rah-
men der EU eine abgrenzbare
Teilmenge des Justiz- und Innen
acquis darstellt.

In den Beitrittsverhandlungen
wird ausdrücklich klargestellt,
dass die mittel- und osteuropäi-
schen Staaten verpflichtet sind,
den Schengen-acquis vollständig
zu übernehmen. Der Schengen-
acquis wird aber erst auf geson-
derten Beschluss des Rates in
Kraft gesetzt, wenn die Voraus-
setzungen für seine Inkraftset-
zung bei den betreffenden Staa-
ten gegeben sind und die Kon-
trollen an den zukünftigen EU-
Außengrenzen tatsächlich nach
Schengen-Standard durchge-
führt werden. Durch dieses zwei-
stufige Verfahren für die voll-
ständige Anwendung der Be-
stimmungen des Schengener
Regelwerkes ist sichergestellt,
dass der EU-Beitritt der mittel-
und osteuropäischen Staaten er-
folgen kann, ohne dass hieraus
für die Mitgliedstaaten unan-
nehmbare Sicherheitsrisiken er-

Auch nach
der EU-Ost-
erweiterung
wird es an den
deutschen
Ostgrenzen
noch auf Jahre
hinaus Kontrol-
len geben.

wachsen und die Beitrittsländer
überfordert werden.

In Beantwortung einer parla-
mentarischen Anfrage hat der
Parlamentarischer Staatssekre-
tär Fritz Rudolf Körper am 30.
Mai 2001 erneut betont, dass die

Bundesregierung einer effekti-
ven und lückenlosen Sicherung
der EU-Außengrenze größte
Bedeutung beimesse und dass
mit einem EU-Beitritt die
Grenzkontrollen an den Binnen-
grenzen mit den Beitritts-
kandidaten nicht automatisch
entfielen.

Dies bedeutet, dass die grund-
sätzliche Organisationsstruktur
des BGS von der EU-Ost-
erweiterung zunächst im wesent-
lichen unberührt bleibt. Abstim-
mungsfragen über die künftige
Ausgestaltung der Binnen-
grenzüberwachung stellen sich
erst später. Aber auch nach dem
vollständigen Inkraftsetzen des
Schengen-acquis z. B. durch Po-
len und die Tschechische Repu-
blik wird der BGS an den derzei-
tigen deutschen EU-Außen-
grenzen weiterhin präsent sein.
Der Bundesgrenzschutz wird
daher auch weiterhin lage-
abhängige Kontrollmaßnahmen
und Überwachungsaufgaben an
den Grenzen zu erfüllen haben.

Die Innere Sicherheit eines
Landes hängt entscheidend von

Bundesinnenminister
Otto Schily

am 24. April 2002

seinen ökonomischen Daten ab.
Polen und Tschechien erscheinen
wirtschaftlich zwar auf einem
guten Weg. Gleichwohl wird es
noch Zeit brauchen, bis diese
Länder in jeder Hinsicht aufge-
schlossen haben an die wirt-
schaftliche Prosperität, die finan-
zielle Stabilität und die sozialen
Ordnungsfaktoren, wie Deutsch-
land und die westeuropäischen
Staaten sie kennen. Allein durch
diese Faktoren ergeben sich in-
nerhalb der EU-Räume unter-
schiedliche Standards des Wohl-
stands und ich brauche nicht zu
betonen, dass dieser Faktor Aus-
wirkungen auf das jeweilige
Ordnungsgefüge und Krimi-
nalitätsgeschehen hat. Dem gilt
es Rechnung zu tragen und da-
her wird es auch zukünftig zu den
bereits beschriebenen polizeili-
chen Sicherungsmaßnahmen
kommen.

Die derzeitigen Arbeitsplätze
des BGS an unseren ostwärtigen
Grenzen mögen sich verändern
– wegfallen werden sie jedoch
kurzfristig nicht.

Euregionale Polizeibüros: Mehr Sicherheit
an Europas Binnengrenzen?
Von Henk de Heus, Koordinator für Internationale Beziehungen der Politieregio
Limburg-Süd (übersetzt von Günter Holländer)

Während sich die Europäi-
sche Union weiter aus-
dehnt, steigt gleichzeitig
das politische Interesse für
mehr Sicherheit entlang der
Binnengrenzen von Europa.
„Euregionale Kommissaria-
te“ – gemeinsame Polizei-
büros entlang der Grenze –
sind ein Versuch, hier einen
Schritt voran zu kommen.
Im folgenden Beitrag schil-
dert der Koordinator für in-
ternationale Beziehungen
der Politierego (Polizei-

Die Entwicklung zu einem
freien, sicheren und gerechten
Europa hat seit Öffnung der Bin-
nengrenzen 1995 dazu geführt,
dass Europäische Bürger unge-
hindert die Landesgrenzen pas-
sieren können. Das geschieht
massenhaft: Das Gebiet unserer
Politieregio wird täglich von un-
gefähr 50.000 bis 80.000 Auslän-

region, Die Redaktion) Lim-
burg-Süd (Niederlande), der
Kollege Henk de Heus, wie
die Polizei im deutsch-nie-
derländischen Grenzraum
zusammenarbeitet.

dern besucht – vor allem Deut-
sche und Belgier, die in Süd-Lim-
burg arbeiten, einkaufen oder
ausgehen. Tausende von ihnen
wohnen auch hier. Umgekehrt
werden auch deutsche und bel-
gische Städte mit einer größeren
Anzahl Limburgern konfron-
tiert, die sich aus gleichen Grün-
den in der EUREGIO aufhalten.
Der Sicherheitsauftrag  hat da-
durch eine grenzüberschreiten-
den Dimension bekommen.

Und der ist nicht mehr zu er-
füllen ohne eine gute und inten-
sive Zusammenarbeit mit den
Nachbarbehörden auf der ande-
ren Seite.

Praktisch  erfordert das vor
allem einen schnellen grenzüber-
schreitenden Informationsaus-
tausch zur Unterstützung der
operativen Polizeiarbeit. In der
„EUREGIO Maas-Rhein“ ist
das Dank der elektronischen
Applikation PALMA gut gere-
gelt. Elektronisch dürfen wir also
über die Grenze, physisch jedoch
nicht.

Und das ist der größte Eng-
pass: Da wo der Bürger täglich
frei die Grenze passieren kann,
ist für die Polizei der Aktionsra-
dius zu Ende.

Während die Probleme grenz-
überschreitend und gemein-

EUROPAS GRENZEN
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schaftlich sind, hören die Ein-
griffsmöglichkeiten  an der Gren-
ze auf. Selbst in Notsituationen
für die Bürger gibt es keine ge-
meinsamen Einsätze. Vor allen
Dingen  in  städtischen Gebieten
wie Aachen, Heerlen oder
Kerkrade/Herzogenrath entsteht
dadurch ein Sicherheitsvakuum.
Natürlich ist das nicht nur ein
Limburger Thema. Das Problem
stellt sich überall  entlang der
Grenzen der anderen europäi-
schen Länder.

Zu Recht sagen die für die
Innere Sicherheit zuständigen
Minister, dass dieses nicht länger
so sein kann und es wird an bila-
teralen Verträgen gearbeitet, um
die grenzüberschreitende poli-
zeiliche Zusammenarbeit zu ver-
bessern. Doch selbst wenn der
politische Druck anhält, wird es
noch Jahre dauern, bis sich effek-
tiv etwas verändert.

(Inter-)national versus
(Eu-)regional

Die heutige politische Denk-
weise und das politische Interes-
se ranken sich insbesondere um
die  gemeinsame Bekämpfung
der großen Kriminalitätsphä-
nomene. Hier kommt EURO-
POL zum Tragen, die Gesetzge-
bung der Länder kann schnell
angepasst werden und die Instru-
mentarien werden immer besser.

Anders sieht es bei der alltäg-
lichen polizeilichen Zusammen-
arbeit entlang der Binnengren-
zen aus:

Es besteht wenig politisches
Interesse  für den täglichen
Sicherheitsauftrag, die Gesetzge-
bung (Schengen und bilaterale
Verträge) ist veraltet, grenzüber-
schreitende Möglichkeiten der
Zusammenarbeit und Befugnis-
se werden kaum genutzt.

Wie kommt das?

Ich denke, dass sich nur weni-
ge zu Beginn der 80er Jahre, als
„Schengen“ geschrieben wurde,
vorstellen konnten, wie ein Eu-
ropa 20 Jahre später mit einem
freien Personen- und Güterver-
kehr aussehen würde. Man hatte
sicher ein „bisschen“ Grenzver-
kehr (Bürger, die ein paar Kilo-

meter über die Grenze gehen)
eingeplant. Die Polizei darf in
diesem „Stückchen“ unmittelbar
miteinander kommunizieren.
Weiterhin darf in ganz besonde-
ren Fällen ein Verdächtiger über
die Grenze verfolgt werden.
Aber nicht zu weit natürlich. Ein
deutscher Kollege muss einen
Verdächtigen, dem er in die Nie-
derlande nacheilt, innerhalb von
fünf Minuten fassen. Oder auch
noch eher, wenn sich der Ver-
dächtige nicht an die Verkehrs-
regeln hält.

Auch kann ich meinen Kolle-
gen auf der Straße, der da mit ei-
nem Deutschen aus Köln oder
einem Franzosen aus Metz steht,
nicht unmittelbar mit Informa-
tionen versorgen. Das Netzwerk
besteht noch nicht und die Re-
geln lassen es noch nicht zu. Ich
kann das meinem Kollegen nicht
erklären, noch immer nicht!

Doch es ist ein Umschwung im
Gange.

Perspektive

In den Regionen Europas
blickt man bereits auf allerlei
Formen der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit: Kooperie-
rende Industriegebiete und  kul-
turelle Verbände und fusionier-

te Handelskammern gibt es be-
reits, die Zusammenarbeit von
Krankenhäusern und Rettungs-
diensten funktioniert, die touristi-
sche Zusammenarbeit sowieso.

Die Bereitschaft und die Mög-
lichkeiten, etwas miteinander
und füreinander zu tun, ist zwi-
schen den einzelnen Bereichen
und Gebieten groß. Das gilt auch
für den Sicherheitsauftrag.

Sicherheitsprobleme können
am besten auf dem geografischen
Gebiet angepackt werden, wo sie

auftreten und wo sich die Men-
schen davon betroffen fühlen.

In Grenzgebieten ist der Maß-
stab von „Gemeinschaftlichkeit“
schon lange nicht mehr das eige-
ne nationale Territorium.  In „un-
serem“ Fall (Limburg-Süd) ist
das ein Gebiet, dass zumindest
die EUREGIOS Maas-Rhein
umfasst, wahrscheinlich auch
noch ein Stück Rheinland (mit
Köln und Düsseldorf).

Die Zusammenarbeit wird
sich gesamtheitlich betrachtet
vor allem in zwei geografischen
Bereichen entwickeln: zwischen
den einzelnen aneinander gren-
zenden Staaten und zwischen
den EUREGIOS, wie oben be-
schrieben.

Die Kernpunkte für die Zu-
sammenarbeit der Staaten sind
dabei der Terrorismus und For-
men internationaler Straftaten.
In den EUREGIOS ist es das
Tagesgeschäft: öffentliche Sicher-
heit, Verkehr und kleinere Kri-
m i n a l i t ä t .

Die Strukturen und Vorschrif-
ten für die polizeiliche Zusam-
menarbeit werden sich in diese
Richtung verschieben müssen.

Primär müssen hier gemeinsa-
me elektronische Kommunikati-

onswerkzeuge eingesetzt wer-
den, das ist die Achillesferse der
europäischen Sicherheit. Der
Politik ist das offenbar nicht um-
fassend bewusst.

Aus meiner Sicht sind dann in
den EUREGIOS grenzüber-
schreitende Kommunikations-
netzwerke zu errichten, die
europaweit miteinander verbun-
den werden. Dieses Netzwerk
wird an ein Netzwerk zwischen
den Staaten (EUROPOL) ge-
koppelt. So ein flächendecken-
des Netzwerk, über das sich
Polizeibeschäftigte aus ganz Eu-
ropa in Minutenschnelle infor-
mieren können, ist der beste Bei-
trag für ein Mehr an Sicherheit
(z. B. auch, um terroristische Be-
drohungen abzuwenden). Das

Nach einer
Besprechung
im Tagungszen-
trum der
EUREGIO
(gemeinsame
niederländisch-
deutsche
Verwaltungs-
dienstelle)
bei Gronau bzw.
Enschede
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Schengener Abkommen und bi-
laterale Verträge müssen in die-
se Richtung angepasst werden.

Auf dem Gebiet der operati-
ven grenzüberschreitenden Be-
fugnisse ist es notwendig, die be-
stehenden Spielregeln zu har-
monisieren – z. B. die Nacheile-
befugnis überall anzugleichen.
Grenzüberschreitende Einsätze
und Zusammenarbeit müssen,
unter gewissen Bedingungen,
normal werden. Das soll heißen:
politisch normal, denn die Ak-
zeptanz dafür ist sowohl bei den
Kolleginnen und Kollegen, als
auch bei der Bevölkerung in den
Grenzgebieten überwiegend
schon lange vorhanden.

Das euregionale
Kommissariat

In dieser Entwicklung füllt das
„Euregionale Kommissariart“
die vorhandene Lücke aus. Es
passt zu einer Anzahl vorhande-
ner Wünsche und Bedürfnisse:

Zuerst der Wunsch der Politik,
„etwas“ für die Sicherheit an den
Binnengrenzen zu tun und an der
Lösung hinsichtlich Inhalt,
Steuerung und Kontrolle dessen,
was sich grenzüberschreitend
abspielt, mitzuarbeiten.

Das erste gemeinsame Polizei-
büro hatte seinen politischen
Urspruch im französisch-deut-
schen Wunsch, den Informations-
austausch im Grenzgebiet um
Offenburg zu verbessern. Ob-
wohl wir entlang der Grenzen
mit Deutschland, Belgien und
Nord-Frankreich die gleichen
Bedürfnisse anders – und ver-
mutlich besser – organisiert ha-
ben, nämlich über elektronischen
Datenaustausch zwischen den
verschiedenen Kontakt- und
Informationspunkten bzw. Ver-
bindungsstellen, ist das Bedürf-
nis nach persönlichem Kontakt
als Basis für eine bessere  Zusam-
menarbeit stark gewachsen.
Denn gute persönliche Netzwer-
ke sind eine Grundvorausset-
zung, um eine Vielzahl von Pro-
blemen und Hindernissen bei der
internationalen Zusammenar-
beit zu überwinden.

Im Februar 2003 unterzeich-

neten an der Luxemburgischen
Grenze die Innenminister
Deutschlands, Frankreichs und
Luxemburgs ein Übereinkom-
men zur Einrichtung gemeinsa-
mer Stellen für die polizeiliche
Zusammenarbeit im Grenzge-
biet. Auf deutscher Seite beteili-
gen sich die Polizeien der Län-
der Saarland, Rheinland Pfalz
sowie der BGS; auf belgischer
Seite die Bundespolizei und lo-
kale Polizei sowie die Groß-
herzogliche Polizei von Luxem-
burg.

Am 1. September 2003 soll das

„Gemeinsame Kommissariat“ zu
Tournai /Doornik für die Zusam-
menarbeit im französisch-deut-
schen  Grenzgebiet geöffnet wer-
den.

Letztendlich hat die Belgische
Regierung am 8. Mai vergange-
nen Jahres ein Ersuchen an die
Europäische Union gerichtet,
überall entlang der europäischen
Binnengrenzen gemeinsame Bü-
ros für die  Zusammenarbeit von
„Zoll- und Polizeidienststellen“
einzurichten.

Hauptaufgabe eines solchen
Büros sind die Sammlung, die
Analyse und der Austausch von
Informationen zur Bekämpfung
von grenzüberschreitender Kri-
minalität, illegalem Handel, ille-
galer Immigration und Extremis-
mus. Die Leitung der Belgischen

Reichspolizei ist entschlossen,
ernsthaft an diesem Konzept
euregionaler Polizeibüros zu ar-
beiten, denn nach Tournai will
man sowohl entlang der belgisch-
französischen Grenze, als auch
entlang der belgisch-niederländi-
schen Grenze solche Polizeibü-
ros einrichten. Aus belgischer
Sicht sollten die operativen Ein-
satzaufgaben an den Grenzen
den gemeinschaftlichen Kom-
missariaten übertragen werden.

Als Reaktion auf diese Ent-
wicklung prüft eine Arbeitsgrup-

pe mit dem Namen NE-BE-DE-
AGPOL (Kooperation der Poli-
zeichefs im Dreiländereck Belgi-
en, Niederlande, Deutschland)
jetzt das Konzept hinsichtlich ei-
nes trilateralen Kommissariats –
ein Polizeibüro – irgendwo ent-
lang der deutsch-belgisch-nieder-
ländischen Grenze in unserem
Zuständigkeitsbereich – wo Po-
lizeibeamte aus drei Ländern
rund um die Uhr für einen grenz-
überschreitenden Informations-
austausch sorgen. Daneben initi-
ieren und koordinieren sie die
tägliche grenzüberschreitende
Zusammenarbeit, analysieren
und stellen Kriminalitätslage-
bilder her, bieten Hilfestellungen
auf dem Gebiet der unterschied-
lichen nationalen Regelungen
und Vorschriften, unterhalten
Netzwerke, entwickeln Zusam-
menarbeitskonzepte, organisie-

ren Hospitationen, Seminare,
Exkursionen usw.. Kurzum, zum
Nutzen der Polizeien  im eure-
gionalen Raum initiieren, orga-
nisieren und koordinieren sie die
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit.

Niederländische
Chancen

Bei der Standortfrage  ist we-
sentlich, dass ein Kommissariat
dort angesiedelt ist,  wo  gemein-
schaftliche Interessen und Be-
troffenheit in Sicherheitsfragen
bestehen. „Übertragen auf Lan-
desgrenzen bedeutet das in un-
serem Fall, dass es zwei oder drei
Gebiete entlang der belgisch-nie-
derländischen Grenze geben
wird, ein bis zwei in Brabant
Zeeland und eines in Limburg.
Entlang der deutsch-nieder-
ländischen Grenze werden es
mindestens drei für Nord-, Ost-
und Süd-Niederlande sein.
Die bestehenden IRC-Gebiets-
einteilungen (Internationale
Rechtshilfezentren für die örtlich
zuständige  Polizei) könnten da-
für Modell stehen. Damit bietet
sich die Chance, die justizielle
Zusammenarbeit bei der Polizei
mit zu nutzen. Die IRC sollten
sich zu einem auch physischen
gemeinsamen Büro entlang der
Grenze entwickeln. Die tägliche
Zusammenarbeit in Rechtshilfe-
fragen könnte durch abgeordne-
te Amtsanwälte und/oder Staats-
anwälte der beteiligten Länder
einen enormen Impuls bekom-
men. Nicht nur polizeiliche, auch
justizielle Rechtshilfeersuchen
sollten sehr schnell auf elektro-
nischem Weg übermittelt  und
registriert werden können.

Unsere Zusammenarbeit zwi-
schen der Polizei und Justiz kann
ein Modell für Europa sein.

2004 haben die Niederlande
wieder den Vorsitz in der Euro-
päischen Union. Das scheint mir
eine ausgezeichnete Chance zu
sein, das Modell der integrierten
Zusammenarbeit und vor allen
Dingen die Notwendigkeit eines
europäischen Netzwerks für die
Polizei-Kommunikation zu ver-
mitteln und auf den Weg zu brin-
gen.

Einsatzbesprechung und –planung im „Bureau Oost“ der Politieregio
Twente (NL)       Fotos(2): Oberheim

EUROPAS GRENZEN
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Bessere Polizeikooperation
nötig
Von Günter Holländer

Nach 10 Jahren Freizügigkeit
in Europa behindern Binnen-
grenzen – die noch Staatsgrenzen
sind – die justizielle und polizei-
liche Zusammenarbeit immer
wieder. Eine Schwachstellen-
analyse zeigt sehr schnell, dass
Europa – und hier besonders die
Schengenländer – wirtschaftlich,
sozialpolitisch und zwischen-
menschlich immer schneller zu-
sammenwächst.

Doch weder Verbindungsstel-
len noch „Koordinatoren für In-
ternationale Zusammenarbeit“
sind ständig erreichbar bzw. auf
einen 24-Stunden-Service einge-
richtet.

Erforderlich ist eine engere,
möglichst unmittelbare Koope-
ration der Verbindungsbeamten
der jeweiligen Nachbarländer im
unmittelbaren Grenzbereich, um
die ständig steigenden polizeilich
notwendigen grenzüberschrei-
tenden Ermittlungen zeitnah und
kompetent abwickeln zu können.
Dabei handelt es sich in der gro-
ßen Mehrzahl der Fälle um ganz
normale polizeiliche Sachverhal-
te (Wohnsitz- und Führerschein-
überprüfungen, Halterfeststel-
lungen, Fahndungsabfragen, Er-
mittlungen nach Unfallflucht
oder Diebstahl usw.), wie sie zwi-
schen innerdeutschen Nachbar-
polizeibehörden täglich selbst-
verständlich sind.

„Gemeinsame Zentren (GZ)“
oder auch „Grenzkommissariate
(GK)“ sind eine logische Konse-
quenz auf das Problem. In einem

gemeinsamen Dienstgebäude im
unmittelbaren Grenzbereich sol-
len Grenzschutz- und Landes-
polizeibeamte der Nachbarlän-
der zusammen die Abwicklung
der grenzüberschreitenden Kon-
takte mit einem 24-Stunden-Ser-
vice unterstützen. Die belas-
tungsbezogen eingesetzten Poli-
zeibeschäftigten ermöglichen
durch ihre besondere Kenntnis
von Sprache, polizeilichen Struk-
turen, Rechtshilfeverfahren und
Landeskunde des jeweiligen
Nachbarlandes, eine effizientere
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit in einer Service-
dienststelle.

Durch Beteiligung und Ein-
bindung der Staatsanwaltschaf-
ten der Länder in dieses Konzept,
können auch strafprozessuale
Eingriffsmaßnahmen und Ersu-
chen schneller und besser im ge-
meinsamen Interesse abgewi-
ckelt werden. Anfragen sollten
von allen Polizeibehörden des
Bundes und der Länder an die
Gemeinsamen Zentren oder
Grenzkommissariate ohne lange
Formalitäten möglich sein.

Ein Beispiel, dass es funktio-
nieren kann, bietet das Gemein-
same Zentrum zwischen den Po-
lizei- und Justizbehörden von
Frankreich und Deutschland im
baden-württembergischen Kehl.
Es besteht seit dem 1.1.2003 und
arbeitet bei steigenden Anfrage-
aufkommen sehr erfolgreich.

Die Zeit drängt! Bis zur Fuß-
ball-WM 2006 sollten wir die
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit mit unseren Nachbar-
ländern optimiert haben. Der
grundsätzliche politische Wille zu
diesem Konzept ist auch in Bel-
gien, dem Königreich der Nieder-
lande und bei den Regierungen
in Hannover, Düsseldorf und
Berlin vorhanden.

Günter
Holländer –
seit 9 Jah-
ren für die
NRW-Polizei
als Verbin-
dungsbeamter
zu den
Niederlan-
den tätig.
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RECHTSPRECHUNG §§

Außerordentliche krankheits-
bedingte Kündigung

1. Eine Kündigung wegen häu-
figer krankheitsbedingter Fehl-
zeiten kommt regelmäßig nur als
ordentliche Kündigung in Be-
tracht (BAG, DB 2002, 100 ff.).

2. Der Durchschnittsfall einer
solchen ordentlichen krankheits-
bedingten Kündigung rechtfer-
tigt auch dann keine außeror-
dentliche Kündigung, wenn die
ordentliche Kündigung bei dem
betroffenen Arbeitnehmer tarif-
lich oder vertraglich ausgeschlos-
sen ist und die außerordentliche
Kündigung mit einer der Kündi-
gungsfrist entsprechenden sozia-
len Auslauffrist verbunden wird.

3. Eine außerordentlich
krankheitsbedingte Kündigung
kommt vielmehr nur in eng zu
begrenzenden Ausnahmefällen
in Betracht. Dazu muss das nach
der Zukunftsprognose zu erwar-
tende Missverhältnis von Lei-
stung und Gegenleistung so krass
sein, dass nur noch von einem
„sinnentleerten“ Arbeitsverhält-
nis gesprochen werden kann
(BAG, aaO).

(Amtliche Leitsätze)
LAG Köln, Urteil vom
04.09.2002 –
7 Sa 415/02 (rechtskräftig)

Arbeitslosenhilfe – Beiträge zur
Alterssicherung absetzbar

Bezieher von Arbeitslosenhil-
fe können bei der Anrechnung
von Einkommen des Partners
Beiträge für private Lebens- und
Rentenversicherungen absetzen,
auch wenn ein Pauschbetrag von
drei Prozent des Einkommens
überschritten wird.

Der Fall: Der Ehemann der
51-jährigen Arbeitslosen verfügt
über Arbeitseinkommen. Das
Arbeitsamt weigerte sich, bei der
Bedürftigkeitsprüfung der Ehe-
leute Aufwendungen in Höhe
von 288 Euro monatlich für Le-
bensversicherungen in voller
Höhe zu berücksichtigen. Nach
der Arbeitslosenhilfeverordnung
könnten nur pauschal drei Pro-
zent des Monatseinkommens des
Ehemannes abgezogen werden.
Die Klage der arbeitslosen Frau
war erfolgreich.

Das Sozialgericht: Das Ar-
beitsamt ist verpflichtet, die Ver-
sicherungsbeiträge in voller
Höhe abzusetzen und höhere
Arbeitslosenhilfe zu zahlen. Der

Pauschbetrag verhindert, dass
angemessene Versicherungsbei-
träge abgesetzt werden. Arbeit-
nehmer werden in der politi-
schen Situation angehalten,
durch den Abschluss von Le-
bens- und Rentenversicherungs-
policen Eigenvorsorge für das
Rentenalter zu betreiben. Dem-
entsprechend müssen Arbeits-
ämter Beiträge für derartige Ver-
sicherungen bei der Bedürftig-
keitsprüfung berücksichtigen,
damit die Versicherungsverträge
auch bei längerer Arbeitslosig-
keit weitergeführt werden kön-
nen. Zudem benachteiligt der
Pauschbetrag sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitslose und
ihre Partner, weil der privat oder
freiwillig Kranken- und Pflege-
versicherte, aber gesetzlich Ren-
tenversicherte angemessene Ver-
sicherungsbeiträge in vollem
Umfang geltend machen kann.

Sozialgericht Dortmund
Urteil vom 27. März 2003 –
S 30 AL 427/02

§
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Arbeitsver-
weigerung

1. Die Arbeitsverweigerung
setzt als Kündigungsgrund

Schwer-
behinderung –
auch bei Zu-

ckerkrankheit
Diabetiker, die mindestens

zwei Insulininjektionen pro Tag
benötigen, sind schwerbehindert
(Grad der Behinderung 50%).

Sozialgericht Düsseldorf
Urteil vom 5. März 2003 –
S 31 SB 388/01

Das vom Deutschen Beam-
tenwirtschaftsring e. V. neu kom-
plett überarbeitete Ratgeber-
Heft „Die Beamtenversorgung“
ist ab sofort erhältlich. Es infor-
miert über alle Änderungen im
Versorgungsrecht und erläutert

BUCHTIPP

Das Neueste
zur Beamten-
versorgung

grundsätzlich voraus, dass sie
trotz einer Abmahnung fortge-
setzt wird.

2. Eine Abmahnung im
Rechtssinne liegt nicht schon
deshalb vor, weil die Maßnahme
als solche bezeichnet wird („Ich
mahne Sie hiermit förmlich ab“).
Insbesondere in der betriebli-
chen Umgangssprache hat der
Arbeitgeber die Drohung mit
der Kündigung auch auszuspre-
chen; weicht er auf eigenes Risi-
ko auf Umschreibungen aus
(„Sie sind sich im Klaren über die
Folgen“), hat er diese so zu wäh-
len, dass die Kündigungsdrohung
bei seinem konkreten Ge-
sprächspartner auch mit Sicher-
heit ankommt.

3. Auf beiderseitigen Auf-
lösungsantrag erfolgt die Auflö-
sung ohne Prüfung von Auf-
lösungsgründen. Im Falle der
fristlosen Kündigung erfolgt sie

zu dem mit der Kündigung be-
absichtigten Zeitpunkt.

(Amtliche Leitsätze)
LAG Köln, Urteil
vom 12.09.2002 –
11 Sa 329/02 (rechtskräftig)

die Neuregelungen der Beam-
tenvesorgung, die durch das
Versorgungsänderungsgesetz
zum 1.1.2003 in Kraft getreten
sind. Komplizierte Sachverhalten
sind verständlich erläutert und
praktische Beispiele sowie Über-
sichten ergänzen die Kapitel.
Komplettiert wird der Rat-
geber durch den Wortlaut des
Beamtenversorgungsgesetzes
(BundVG) sowie durch Vor-
schriften zur Versorgung.

§
GdP-Mitglieder erhalten

den DBW-Ratgeber für 5,00
Euro (zzgl. 2,00 Euro Ver-
sandpauschale):

per Fax: 0211/730275,
per Telefon: 0211/730 03 35,
per E-Mail:
info@dbw-online.de oder
per Post: DBW e. V., Höher-
weg 277, 40231 Düsseldorf.
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ZUR PERSON

29. Juni 2003 – 100. Geburtstag
Ludwig Rosenbergs

 „Das Publikum, diese große
Masse sensationslüsterner, an
Verbrechen sich aufkitzelnder
Menschen, ist im allgemeinen
zunächst gegen die Polizei einge-
stellt. Wenn irgendwo etwas ge-
schieht, ist der Ordnungshüter
meist auf sich allein gestellt. Nur
selten wird ihm von den zahlrei-

chen Zuschauern geholfen.
Wenn sie nicht auf seiten der
Gesetzesbrecher sind, sind sie
bestenfalls neutral. Sie sehen zu.
Für sie ist das alles ein prickeln-
des Schauspiel – eine Art Krimi-
ersatz. Die «Bullen» sind zu-
nächst immer im Unrecht. Der
Rechtsbrecher ist zunächst im-

mer der arme Verfolgte, der der
brutalen Staatsmacht angeblich
wehrlos ausgeliefert ist. Es ge-
hört zur Schizophrenie dieses
Bürgersinns, daß dann gleichzei-
tig von denselben Leuten mit
unfehlbarer Regelmäßigkeit die
Todesstrafe für Verbrecher gefor-
dert wird.“

Zuviel Verständnis für den
Täter, ungerechtfertigte Kritik
an der Polizei – was uns auf den
ersten Blick vertraut und wie
eine Variante der heutigen Kri-
tik am zu laschen Rechtsstaat
erscheint, wurde tatsächlich be-
reits vor über dreißig Jahre for-

muliert. Der dies 1972 schrieb,
war auch kein Richter, kein An-
walt, kein Politiker. Es war der
Gewerkschafter Ludwig Rosen-
berg, der drei Jahre zuvor aus
dem Amt des DGB-Vorsitzen-
den geschieden war. Jetzt, im
„Ruhestand“, konnte er sich –
neben zahllosen Funktionen in

der SPD, der Friedrich-Ebert-
Stiftung, als Berater der Bundes-
regierung – endlich wieder seiner
großen Leidenschaft, dem Jour-
nalismus, zuwenden. Dabei rich-
tete er seinen Blick auch weiter-
hin auf die Arbeitsbedingungen
der schaffenden Menschen. Und
bettete seine Erkenntnisse, seine
Beobachtungen und Erfahrun-
gen immer ein in die gesellschaft-
lichen Zusammenhänge. So
machte er sich auch Gedanken
über die Auswirkungen der
Polizistenschelte auf die Gesell-
schaft, aber auch auf die Polizei
selbst:

„Eine Polizei, die von einem

großen Teil des Volkes so ange-
sehen, so bezeichnet und so be-
handelt wird, kann ihre Aufgabe
nicht erfüllen. Sie wird erstens
keine geeigneten Mitarbeiter in
genügender Zahl bekommen. Sie
wird zweitens in der Ausübung
ihrer schweren Arbeit ernsthaft
behindert – psychologisch und

tatsächlich. Es wäre gar kein
Wunder, wenn Polizeibeamte
mancher Auseinandersetzung
mit Ruhestörern und Ganoven
aus dem Wege gehen, anstatt ein-
zugreifen, wenn sie befürchten
müssen, daß die Sympathien der
Passanten eher den Übeltätern
als den Ordnungshütern gelten“,
schrieb Rosenberg in einem Ar-
tikel unter dem provozierenden
Titel «Die Bullen», in dem er die
Bedeutung der Polizei für unse-
re Gesellschaft und ihre Schwie-
rigkeiten in ihr erörterte. Dieje-
nigen, die Polizeibeamte dümm-
licher Weise als «Bullen» diffa-
mierten – damit meinte Rosen-

Ludwig Rosenberg wurde am
29. Juni 1903 im damals noch
selbstständigen Charlottenburg
bei Berlin geboren. Schon die
Jahre des Krieges, vor allem
aber die Revolution und die Kri-
senjahre danach, schienen ihm
weit aufregender als die Tri-
stesse des Kommerzes. Politik
und Engagement für die Schwa-
chen und Entrechteten, für die
Demokratie und gegen den auf-
kommenden Nationalsozialis-
mus – das wurden die Themen
seines Lebens. Und blieben es
bis zu seinem Tod 1977.

    Foto: RuhrFotoArchiv

Eine Gesell-
schaft, die ihre
Ordnungsorgane
mit Schimpfwor-
ten aus der Zu-
hältersprache
bezeichnet, die
ihnen nicht hilft,
sondern sie be-
wußt oder unbe-
wußt an der Auf-
rechterhaltung
der Ordnung be-
hindert, darf sich
nicht wundern,
daß die Rechts-
brecher die
Unterstützung
durch diese un-
freiwilligen Hel-
fer mehr in ihre
Pläne einkalku-
lieren, als sie die
Wirksamkeit der
«Bullen» fürch-
ten.

Ludwig Rosenberg
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berg die Achtundsechziger und
ihre Mitläufer sowie die studen-
tische Jugend der späten sech-
ziger, frühen siebziger Jahre –
nannte er „eine lautstarke Grup-
pe von politisch Halbstarken und
zum Teil Kriminellen, … die sich
ein theoretisch dürftiges Mäntel-
chen umhängen“.

Der Artikel war zunächst im
ÖTV-Magazin (Februar 1972)
erschienen und mehrmals nach-
gedruckt worden.

Deutschen Gewerkschaftsbun-
des. Rosenberg gehörte jedoch
zu jenen, die sich immer dafür
einsetzten, dass die GdP „in ir-
gendeiner Form dem DGB bei-
treten soll“ – auch gegen Wider-
stände in den Reihen des DGB
und der Einzelgewerkschaften.
Insbesondere im Hauptvorstand
der Gewerkschaft ÖTV hatte
man damals noch eine gänzlich
andere Meinung von den „Kon-
kurrenten“ der GdP. Werner
Beecken von der Hauptabteilung
Polizei in der ÖTV zeigte sich
von Rosenbergs gelassener Hal-
tung geradezu entsetzt und wit-
terte „englische Verhältnisse“.

Die englischen Verhältnisse
waren Rosenberg bestens be-
kannt, hatte er doch dreizehn
Jahre seines Lebens in England
verbracht. Notgedrungen, denn
1933 war ihm, dem jungen Ge-
werkschaftsfunktionär, mit der
Zerschlagung der Gewerkschaf-
ten der Broterwerb genommen.
Auch politisch wurde ihm das
Pflaster in Deutschland zu heiß.
Er floh gerade noch rechtzeitig,
einer drohenden Verhaftung zu-
vorkommend. Und für ihn als
Juden wäre es in den nächsten
Jahren immer schwieriger gewor-
den, Deutschland zu verlassen.

Als Ludwig Rosenberg 1946
aus dem Exil in das zerstörte
Deutschland zurückkehrte, ar-
beitete er wieder für die Gewerk-
schaften. Er, der bis 1933 einer
liberalen Angestelltengewerk-
schaft angehörte, engagierte sich
mit aller Kraft am Aufbau einer
ungeteilten, machtvollen Ein-
heitsgewerkschaft. Seine guten
Englisch-Kenntnisse und seine
Art, ebenso nonchalant wie un-
verkrampft mit in- und ausländi-
schen Amtsträgern zu verhan-
deln, brachten ihm bald den Ruf
des „Außenministers der Ge-
werkschaften“ ein. So wundert es
nicht, dass er schon bald in den
neu gebildeten Bundesvorstand
des DGB gewählt wurde. 1959
rückte er auf in das Amt des stell-
vertretenden Vorsitzenden, 1962
schließlich wurde er Vorsitzender
des DGB. Ein Amt, das er bis
1969 innehatte.

Frank Ahland

Ludwig Rosenberg
wurde vor einhundert Jah-
ren, am 29. Juni 1903, im
damals selbständigen
Charlottenburg bei Berlin
geboren. Sein Vater, ein
Tuchhändler aus West-
preußen hatte die Tochter
eines Berliner Herrenaus-
statters geheiratet – die
Verbindung sollte dem
Betrieb Aufwind verschaf-
fen. Doch der Erste Welt-
krieg machte einen dicken
Strich durch die Rechnung.
Der Vater wurde eingezo-
gen, erlitt eine Gasver-
giftung und starb bald nach
Kriegsende. Und zu allem
Überfluss zog es den einzi-
gen Sohn Ludwig gar nicht
in den Handel. Schon die
Jahre des Krieges, vor allem
aber die Revolution und die
Krisenjahre danach schienen
ihm weit aufregender als  die
Tristesse des Kommerzes.
Politik und Engagement für
die Schwachen und Entrech-
teten, für die Demokratie
und gegen den aufkommen-
den Nationalsozialismus –
das waren die Themen seines
Lebens.

Der sozialdemokratische Po-
litiker Friedrich Schäfer, zugleich
Vorsitzender des Innenausschus-
ses des Bundestages, sprach
Rosenberg Dank für seinen en-
gagierten «Bullen»-Artikel aus.
Auch der damalige Innenmini-
ster Hans-Dietrich Genscher und
der Bremer Bürgermeister Hans
Koschnick schlossen sich an.

Die Gewerkschaft der Polizei
war damals noch nicht Teil des
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SPEZIALEINHEITEN

Botschafter samt Tochter
im Wettkampf gerettet
Wenn ein Botschafter samt Tochter im Wettkampf geret-
tet wird, ist das nicht das Ergebnis von behördlichem
Kompetenzgerangel, sondern eine von zehn Aufgaben,
die 41 Spezialeinheiten aus 27 Ländern beim „CTC 2003
(Combat Team Conference)“, dem 9. Internationalen
Wettkampf der Spezialeinheiten Anfang Juni 2003 zu
lösen hatten. Gastgeber war die GSG 9 im Grenzschutz-
präsidium West.

Seit 1983 findet dieser Wett-
kampf der Spezialeinheiten statt,
inzwischen im vierjährigen
Rhythmus, wie BGS-Inspekteur
Udo Burkholder bei der Begrü-
ßung sagte. Sicherlich, die Teams
sehen die viertägige Veranstal-
tung im Raum zwischen St. Au-
gustin und Remagen als Wettbe-
werb, schon alleine deshalb, weil
niemand letzter sein möchte.
Aber nicht weniger wichtig sind
Erfahrungsaustausch und gegen-
seitiges Kennen lernen, zumal die
internationale Zusammenarbeit
bei der Bekämpfung von Terro-
rismus und Schwerkriminalität
immer wichtiger wird.

Allerdings ist die Zusammen-
arbeit mitunter ein delikates The-
ma: Ein erheblicher Teil der Spe-
zialeinheiten aus europäischen
und überseeischen Ländern sind

nämlich nicht Polizei, sondern
Militär. Das ist für deutsche Spe-
zialeinheiten unter dem Ge-
sichtspunkt anderer Rechts-
grundlagen – nämlich polizeili-
cher, wie z. B. dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz – schon ein-
mal ein Diskussionspunkt.

Beim  diesjährigen CTC 2003
waren neben den SEKs der Län-
der und der GSG 9 Kamerad-
schaft Teams von Island bis Itali-
en, von der Tschechischen Repu-
blik bis Lettland sowie aus Süd-
afrika, Thailand, Indien, Japan
und  Hongkong dabei; auch das
Team Six der Vereinten Nationen
nahm teil. Hingegen fehlten dies-
mal „Dauergäste“, nämlich die
Teams aus den USA, die den
Wettkampf 1999 gewonnen hat-
ten. In diesem Jahr seien sie we-

Abstimmung und Teamgeist sind wesentliche Schlüssel zum Erfolg – ge-
rade auch bei Spezialeinheiten. Hier das Team aus Irland beim Zielein-
lauf des Eröffnungswettbewerbs.

Spezialeinheiten aus Ländern rund
um die Welt waren zur 9. Interna-
tional Combat Team Conference
(CTC) gekommen. Je nach der na-
tionalen Zuordnung gehören sie
zur Polizei oder zum Militär.

     Fotos: Wolfgang Dicke
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USA-REISE

Homeland Security –
Hat der Riese eine Zukunft?
Der Ablauf ist wahrlich nicht typisch amerikanisch, man
kennt das auch hierzulande: Nach einem traumatischen
Ereignis muss eine Lösung her, die eine Wiederholung
möglichst ausschließt. Also beschließt die Regierung/
das Parlament (je nach Zuständigkeit) eine Maßnahme,
um der alarmierten Öffentlichkeit Entschlossenheit und
Führungskraft zu demonstrieren. Ob das Beschlossene
hinterher auch wirkt, ist eine ganz andere Frage. Es geht
zunächst um das politische Signal.

US-Präsident George W. Bush
verkündete knapp einen Monat
nach den Terroranschlägen vom
11. September 2001, ein neues
Ministerium zu schaffen, das alle
mit dem Schutz der Heimat
befassten Behörden einschließt:
das Department of Homeland
Security. Der Eindruck, den die
GdP-Delegation bei ihrem Be-
such auf Einladung des US-Bot-
schafters in Berlin Anfang April
2003 in Washington gewann,
führt allerdings zu der Frage, ob
dieses Riesengebilde die ihr zu-
gedachte Aufgabe erfüllen kann.

Das neue Ministerium ist zwar
bereits offiziell tätig, hat auch ei-
nen Minister, nämlich Tom
Ridge, aber es existiert noch kein

gen aktueller Aufgaben verhin-
dert, hieß es.

Der Eröffnungswettkampf
und die neun Übungen gaben
Einsatzlagen wieder, die zwar
soweit abstrahiert waren, um ei-
nen Wettkampf überhaupt zu er-
möglichen, stammten aber von
der Idee her aus dem „richtigen
Leben“ der Spezialeinheiten. So
waren eben z. B. der Botschafter
samt seiner Tochter aus Geisel-
haft in einem stillgelegten Eisen-
bahntunnel zu befreien, Festnah-
men im Milieu des illegalen
Drogenhandels in einer Lager-
halle durchzuführen oder in ei-
nem Angriff von der Wasserseite
aus bewaffnete Personen zu be-
kämpfen, den Laptop und den
Code des Commanding Officers
zu sichern und schnellstens mit
dem Einsatzboot wieder der
Rückzug anzutreten.

Dass sich so viele Teams aus
Ländern rund um den Erdball
zum CTC 2003 angemeldet hat-
ten, spricht für die Attraktivität
der Veranstaltung, aber auch für
das Ansehen, dass sich die GSG
9 erworben hat.        W.D.

SPEZIALEINHEITEN

Gewinner des CTC 2003
1. Platz Gendamerie Cobra

aus Österreich
2. Platz N.O.C.S aus Italien

3. Platz ARW (Army Ranger
Wing) aus Irland

Gebäude – kurzum, man steht
noch sehr am Anfang.

 Seit dem 1. März 2003 ist der
Schutz der Außengrenzen der
USA neu organisiert, der unter
dem Dach des Department of
Homeland Security den U.S.
Customs (Zoll), Border Patrol
(Grenzschutz), die Agricultural
Quarantine Inspection (Land-
wirtschaftliche Quarantäne-In-
spektion), alles in allem rund
30.000 Beschäftigte zählt. We-
sentliche Aufgabe: die Kontrolle
des grenzüberschreitenden Ver-
kehrs von Personen und Gütern.

Die Aufgabe, die sich das De-
partment of Homeland Security
aufgeladen hat, ist in der Tat im-
mens. Es geht u.a. um den Schutz

und die Kontrolle von:
• 7.500 Meilen Grenze zu Ka-

       nada und Mexiko
• 95.000 Meilen Seegrenze
• 350 Seehäfen
• 429 Verkehrsflughäfen
• 500.000 Privatpiloten
• 200.000 private Flugzeuge

Eine Idee mit
27 Behörden

Insgesamt 27 verschiedene
Behörden und Institutionen sind
unter dem Dach des Department
of Homeland Security „zu-
sammengequetscht“ worden, wie
es eine kritische Stimme aus dem
FBI formulierte: „Nach dem 11.
September musste etwas gesche-
hen, und da hatte einer eine Idee.
Warten wir mal ab, was daraus
wird.“

Die Skepsis, bei verschiedenen
Behörden gegenüber der GdP-
Delegation erstaunlich offen ge-
äußert, wurde auch begründet:
„Jetzt werden Behörden unter
einem Dach zusammengefasst,
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die Jahrzehnte lang selbständig
gearbeitet haben. Jede Organisa-
tion hat in dieser Zeit ihre eige-
ne Kultur entwickelt, das wirkt
nach.“

Gleichwohl, die Richtung hat
der US-Präsident vorgegeben: Er
wollte das für den Heimatschutz
zuständige Innenministerium als
Pendant zum Verteidigungsmini-
sterium. Also beteiligt man sich
mit mehr oder minder ausge-
prägtem Elan am Aufbau des
neuen Ministeriums, wobei die
Untergebenen eine Devise befol-
gen, die auch hierzulande nicht
unbekannt ist: „Keep the dragon
happy!“ Womit gemeint ist, dass
man gut daran tut, die Vorgesetz-
ten bei Laune zu halten.

Koordination ist
Schlüsselaufgabe

Bei der Vielzahl von Behör-
den und Institutionen, die das
Department of Homeland Se-
curity zusammenfassen will, tut
natürlich vor allem die Koordi-
nation Not.

Koordination – das ist ein
Schlüsselwort. Die Informa-
tionsflut ist angesichts der Viel-
zahl beteiligter Behörden und
Institutionen gewaltig. Das Pro-
blem der Kanalisierung und Aus-
wertung von Informationen ist
schon bei den einzelnen Organi-
sationen allgegenwärtig, wie die

GdP-Delegation bei ihren Ge-
sprächen feststellte.

So sprach Assistant Section
Chief Gary Rohen im FBI-
Hauptquartier an der Penn-

sylvania Avenue in Washington
von der totalen Umkehr der Ar-
beitsweise seit den Terroran-
schlägen: „Unsere Nummer-

Eins-Priorität ist die Verhinde-
rung von Anschlägen, auch wenn
demgegenüber die Strafverfol-
gung zurücktritt. Jede Spur wird
verfolgt, jede Bedrohung analy-
siert.“ Seit dem 11. September
2001 wurden allein 4000 Bedro-
hungen von Gebäuden und
Brücken in einer Datei erfasst;
dabei kommt einer FBI-Einheit
eine delikate Aufgabe zu, näm-

lich zu unterscheiden, was wirk-
lich eine Bedrohung und was
Wichtigtuerei ist.

Gelegentlich führt das zu ku-
riosen Fällen: Weil
es u.a. möglich ist,
auch bei anony-
men Internet-
Nutzern die Mail-
Adresse festzu-
stellen, fielen
kürzlich die El-
tern eines 13-jäh-
rigen    Jungen aus
allen Wolken, als
schwer bewaffne-
te FBI-Agenten
das Haus stürm-
ten.

Der hoffnungs-
volle Sprössling
hatte sich als Kern-
physiker mit Zu-
gang zu atomwaf-
fenfähigem Mate-
rial ausgegeben.

Das FBI, so Gary Rohen, habe
einen Wachdienst rund um die
Uhr eingeführt, der als Be-

drohungszentrale für die US-
Regierung wirkt. Der Watch
Commander kann alle notwendi-
gen Aktionen zur Abwehr einer
Bedrohung einleiten, er infor-
miert gegebenenfalls auch das
Weiße Haus. Nicht minder wich-
tig ist das „Terrorism Watch and
Warn“-System, ein Informations-
dienst für alle rund 17.000 Poli-
zeibehörden in den USA. Dort

werden Informationen über alle
verdächtigen Personen verbrei-
tet, weil, so der FBI-Mann, „die
Polizisten vor Ort unsere Augen
und Ohren sind“. Der Informa-
tionsdienst steht auch bei Abfra-
gen zur Verfügung, wenn etwa
eine Streife ein verdächtiges
Auto anhalten will.

Ganz interessant: Der Aufbau
des 24-Stunden-Wachdienstes
hat den Personalbedarf im FBI-
Hauptquartier verdreifacht. Kein
Problem für die Nachwuchs-
gewinnung: Im vergangenen Jahr
– so berichtete Gary Rohen –
zählte man 64.000 Anfragen für
die Karriere eines Special Agents
beim FBI. Voraussetzung ist ein
Universitätsabschluss und zwei-
jährige Berufserfahrung.

Balanceakt zwischen
Bürgerrechten
und Terrorvorbeugung

Dem Assistant Section Chief
beim FBI ist die Gradwanderung

zwischen effektiver
Vorbeugung vor
terroristischen An-
schlägen und der
Beachtung von Bür-
gerrechten durch-
aus bewusst: „Es ist
die Absicht von Ter-
roristen, uns dazu
zu bringen, dass die
Regierung die Bür-
gerrechte ein-
schränkt.“ Anderer-
seits müsse getan
werden, was aus
Sicht der Behörde
unabweisbar sei.

Ein Beispiel:
Man fühlt sich an
die Geschichte nach
dem Überfall der

Japaner auf Pearl Harbor im De-
zember 1941 erinnert, als näm-
lich tausende von in den USA le-
benden Menschen japanischer
Abstammung peinlichst über-
prüft (sogar interniert) worden
waren; während des Irak-Krieges
wurden ca. 11.000 „Anhörun-
gen“ bei in den USA lebenden
Irakern durchgeführt, wie der
FBI-Mann erklärte. >

Folge der ange-
spannten
Sicherheitslage
in Washington:
Die Straße vor
dem Weißen
Haus ist für
Fahrzeug- und
Personenver-
kehr gesperrt.
Ein großes
Polizeiaufgebot
sichert die
Sperren.

Das Haupt-
quartier des
FBI in
Washington.
Dort wird das
neu geschaf-
fene Depart-
ment of
Homeland
Security mit
Skepsis
betrachtet.
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Die Terroranschläge vom 11. September 2001, hier die Gedenkstätte
am Rande von „Ground Zero“, haben
die Stimmungslage in den USA weit mehr verändert als man es sich in
Europa vorstellen kann           Fotos(3): Wolfgang Dicke

USA-REISE

Al-Qa’ida ist neu
organisiert

TERROR

Terrorismus und Massenvernichtungswaffen seien die
größten Übel der Moderne, so hieß es in einer Erklärung
der sieben führenden Industriestaaten und Russlands
Anfang Juni im französischen Evian. Die G-8-Staaten
vereinbarten auf diesem Gipfel einen „Aktionsplan gegen
den Terrorismus“. Dieser sieht insbesondere die Gründung
einer eigenen Aktionsgruppe vor, die bei der antiterro-
ristischen Ausbildung von Justiz und Polizei interessierter
Staaten helfen soll.

Nur wenig später traf US-Prä-
sident George W. Bush mit Spit-
zenpolitikern aus Nahost in
Scharm el Scheich zu einem wei-
teren Gipfel zusammen. Hier
warb er um Unterstützung im is-
raelisch-palästinensischen Kon-
flikt und forderte eine deutliche
Absage jeder Form des Terroris-
mus.

Ägyptens Präsident Hosni
Mubarak, Gastgeber dieses Gip-
fels der Gutwilligen (sowohl
Jassir Arafat als auch die Präsi-
denten Libanons und Syriens
waren nicht erwünscht), begrüß-
te den Einsatz Bushs für den
Friedensplan und erklärte in un-
gewöhnlicher Klarheit seine Ab-
lehnung von Terror und Gewalt:
„Wir werden weiter die Geisel
des Terrorismus bekämpfen ...
Wir werden die Kultur des Ex-

tremismus und der Gewalt be-
kämpfen, ganz gleich, in welcher
Form und von welcher Quelle
und welchem Ort sie auftritt,
ganz egal, wodurch sie sich recht-
fertigt oder welche Motive sie
hat“.

Neben Mubarak hatten Kron-
prinz Abdallah von Saudi Arabi-
en sowie die Könige Hamad el
Chalifa von Bahrain und
Abdallah II. von Jordanien ange-
kündigt, illegalen Organisatio-
nen – darunter auch terroristi-
schen Gruppen – den Zugang zu
Finanzquellen abschneiden zu
wollen.

Bomben für die
Weltöffentlichkeit

Sie, die Führer amerika-
freundlicher arabischer Länder,

Von Berndt Georg Thamm

Die Gratwanderung zwischen
Sicherheit und notwendigen
Maßnahmen zum Schutz der öf-
fentlichen Sicherheit wurde auch
bei einem Besuch des Anser In-
stitute for Homeland Security
deutlich. Das ist eine gemeinnüt-
zige Institution, die sich als pri-

vate Denkfabrik versteht – mit
Regierungsstellen als Kunden.
Schon eine solche Konstruktion,
dass ein privates Institut die stra-
tegische Planung für das Heimat-
schutzministerium wenn nicht
gleich übernimmt, so aber doch
maßgeblich beeinflusst, ist aus
deutscher Sicht gewöhnungs-
bedürftig. Interessant ist ein

Blick auf die Lebensläufe der
Personen, die beim Anser Insti-
tute den Ton angeben: Das sind
vor allem pensionierte Militärs,
die sich mit allen nur erdenkli-
chen Bedrohungsszenarien aus-
einandersetzen. Der Chefredak-
teur des Journals dieses Instituts,

Alan P. Capps, räumte im Ge-
spräch mit der GdP-Delegation
ein: „Die Gefahr ist groß, über-
all nur Gefahren zu sehen. Das
Problem ist, eine Sicherheitsbe-
hörde wie das Department of
Homeland Security aufzubauen,
die die Ideale verinnerlicht, die
sie verteidigen soll.“

W.D.
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brandmarkte Osama Bin Laden
schon vor dem Golfkrieg als
„verräterische arabische Mario-
netten-Regierungen, die ihren
Herren in Washington und Tel
Aviv folgen“.

Mitten in ihrer arabischen
Welt verübte im Mai eine reor-
ganisierte al-Qa’ida Terrorakte
in Riad und Casablanca. Nicht
nur die arabische Öffentlichkeit
stand zur Zeit des Scharm el
Scheich-Gipfels immer noch un-
ter dem Schock dieser Anschlä-
ge, auch die Weltöffentlichkeit
und ihre Anti-Terror-Allianz war
betroffen.

Al-Qa’ida „auf der Flucht“
–  eine Fehleinschätzung

Noch Anfang Mai zog in den
USA der Koordinator für
Terrorismusbekämpfung, Cofer
Black, eine positive Bilanz im
jährlichen Terrorismusbericht
des US-Außenministeriums.
Wohl vor diesem Hintergrund
sprach Minister Colin Powell von
einem „nie da gewesenen Erfolg
im internationalen Kampf gegen
den Terrorismus“. Al-Qa’ida, so
hieß es, hätte dank der weltwei-
ten Kooperation der Anti-Terror-
Kämpfer „katastrophale Rück-
schläge“ erlitten und sei in die
Defensive gedrängt worden. Prä-
sident Bush wähnte nach dem
Golfkrieg die islamistischen Ter-

roristen schon „auf der Flucht“.
In der Tat, am Hindukusch wa-
ren praktisch alle militärischen
Camps zerstört worden. Ein Drit-
tel der gut 30 Führungspersonen
und gut 2.000 der einfachen Mit-
glieder waren im Rahmen der in-
ternationalen
Terrorismus-Be-
kämpfung getö-
tet oder festge-
nommen wor-
den. Zwar gab es
noch eine intak-
te „Rumpf-Füh-
rung“, doch
bröckelte die Ba-
sis in Afghani-
stan. Hier war al-
Qa’ida bis zum
Herbst 2001 eine
eigenständige
Mil i tärogani-
sation mit einem
„sicheren Ha-
fen“ (mit Haupt-
quartieren in Ka-
bul und Kanda-
har und um die
50 Ausbildungs-
lager) gewesen.
Zwischen 3.000
und 5.000 „Dji-
hâd“-Soldaten
waren in einer
hierarchischen
Struktur mit in-
takter Befehls-
kette von oben
nach unten ein-
gebunden. An
der Spitze stand

…Wir weisen auf die
Bedeutung hin, den
Feind in einen langen
und erschöpfenden
Kampf zu ziehen ... Wir
betonen die Bedeutung
von Märtyrer-Einsätzen
gegen den Feind. Diese
Angriffe haben den Ame-
rikanern und Israelis so
viel Angst bereitet wie
nie zuvor … Wir machen
auch klar, dass jeder, der
Amerika hilft, irakische
Heuchler oder arabische
Herrscher, jeder, der mit
ihnen kämpft oder ihnen
Stützpunkte anbietet
oder ihnen auch nur mit
Worten hilft, Muslime im
Irak zu töten, sollte wis-
sen, dass er ein Abtrün-
niger ist und dass das
Vergießen seines Blutes
erlaubt ist. Zu den Regi-
men, die für die Befrei-
ung bereit sind, gehören
Jordanien, Marokko, Ni-
geria, das Land der zwei
Schreine (= Saudi Arabi-
en, der Autor), Jemen
und Pakistan ... Solch
ein Kreuzzug betrifft die
Muslime ...

Osama Bin Laden im Vorfeld
des Golfkrieges

(Tonbandaufzeichnung, aus-
gestrahlt am 11. Februar

2003 vom arabischen
Satelliten-TV-Sender

al-Jazeera im Golfemirat
Qatar)

als oberster Befehlshaber der
Emir Osama Bin Laden.

Diese alte al-Qa’ida gibt es
heute nicht mehr.

Sie ist zum Mythos geworden
wie ihr Schöpfer. Dieser ist mitt-
lerweile mehr ideologische und

TERROR

religiöse Inspirationsquelle, ist
selbst für die gegenwärtigen
Führungspersonen nur noch Spi-
ritus Rector. Sein Bild des bärti-
gen Kämpfers animiert heute
unzählige gewaltbereite
Islamisten in der gesamten
muslimischen Welt, einschließ-

„Weiches Ziel” Hauptbahnhof Dresden: Der Bomben-
koffer mit dem darin enthaltenen Schnellkochtopf,
der die Splitterwirkung der Bombe noch erhöhen
sollte, wurde am 13. Juni auf einer Pressekonferenz
des sächsischen LKA vorgestellt. Ein Verdacht gegen
Islamisten ist bislang nicht ausgeräumt.     Foto: dpa

US-Präsident
Bush hatte die
arabischen
Staaten beim
Nahost-Gipfel
in Scharm el
Scheich am
3. Juni 2003
zu einer klaren
Absage an den
Terrorismus
aufgefordert.

Foto: dpa
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lich diverser Ethno-Kämpfer wie
zum Beispiel Hema-Milizionäre
im Kongo. Für die Schlagkraft
der Organisation(en) ist es nicht
mehr entscheidend, ob Osama
Bin Laden noch lebt oder ob er
– wie die französische Orientali-
stin Ghislaine Alleaume kürzlich
vermutete – im Dezember 2001
verstarb. Mit dem Mythos eines
toten Bin Laden, so glauben
nicht wenige Strafverfolger und
Nachrichtendienstler, würde sich
die Terrorismusgefahr nur noch
steigern.

Al-Qa’idas dezentrale
Wiederauferstehung

Bestätigt werden sie in ihrer
Gefahreneinschätzung von nicht
wenigen Sicherheitsexperten, die
alle von einer erfolgreichen Re-
organisation der al-Qa’ida ausge-
hen. So stellte das renommierte
International Institute for Stra-
tegic Studies (IISS) in London in
seinem am 13. Mai 2003 veröf-
fentlichten Jahresbericht das
Terrornetzwerk al-Qa’ida als
„die größte Bedrohung für die
weltweite Sicherheit“ dar. Die
Organisation habe sich neu orga-
nisiert und sei inzwischen in „et-
was anderer und heimtü-
ckischerer Art und Weise aktiv“.

Ihr größter strategischer Vorteil
bestehe darin, dass sie keinen
Staat zu verteidigen habe und
daher als transnationale und ver-
borgene Organisation agieren
könne.  Al-Qa’ida sei noch ge-
nauso gefährlich wie vor den An-
schlägen vom 11. September
2001, heißt es im Bericht weiter.

Zeitgleich zur IISS-Einschät-
zung ging auch der BND davon
aus, dass al-Qa’ida weiterlebt:
„Das Netzwerk ist weiterhin zu
schweren Anschlägen in der
Lage und stellt eine signifikante
Bedrohung dar“. Und einer der
besten Kenner der al-Qa’ida,
Rohan Gunaratna (der Sri
Lanker forscht derzeit am „Insti-
tut für Verteidigung und Strate-
gische Studien“ in Singapur),
sprach gar von einer „Wiederauf-
erstehung von al-Qa’ida unter
anderen Voraussetzungen“.

Al-Qa’idas
Reorganisation

Es scheint unstrittig, dass al-
Qa’ida seine Strategie und Tak-
tik den neuen Bedingungen des
Ant i -Terror i smus-Krieges
angepasst hat. Das operative Ge-
schäft des Terrors hat eine Grup-

pe erfahre-
ner Kämpfer
ü b e r n o m -
men, die als
„Manager ei-
nes globalen
Djihâd“ ihr
t e r r o r i s t i -
sches Know-
how an nach-
f r a g e n d e
Gruppen und
über diese
auch an die
nächste Ge-
neration der
Djihâdisten
nach dem
Prinzip des
Franchising
w e i t e r g e -
ben (siehe
auch DP 2/03
„ F r a n c h i -
sing-Terroris-
mus“). In ei-

ner sich immer weiter aufspalten-
den al-Qa’ida fungieren sie ob
ihres Erfahrungswissens als Im-
pulsgeber, die über gewachsene
Kontakte das Terror-Sponsoring
zunehmend perfektionieren.

Junge Djihâd-Rekruten
und alte Djihâd-Soldaten

Die Anwerbung neuer Mit-
glieder dauert an, zunehmend
auch in den ständig wachsenden
Slums der Städte. Hier rekrutie-
ren neue, lose organisierte
Islamisten mit simplen Parolen
junge Arbeitslose.

Viele dieser Jugendlichen, die
hier in einem Gemisch aus reli-
giösem Extremismus, Kriminali-
tät und allgemeiner Unsicherheit
leben und diesem Elend entflie-
hen wollen, sehen ihren Ausweg
im religiösen Fundamentalismus.
Und eben hier, im vertrauten
islamistischen Milieu musli-
mischer Metropolen, sind aus
dem Hindukusch seit 2002 mitt-
lerweile rund 1.000 Kämpfer der
alten al-Qa’ida angekommen.
Während die einen in ihren Hei-
matländern die lokalen Zellen
stärken, finden die anderen über-
all dort eine neue Heimat, wo
Gesetzlosigkeit herrscht, wo im-
mer es keine wirkliche Kontrol-

Ökumenischer Gottesdienst in der Frankenberger Liebfrauenkirche für die vier deutschen
Soldaten, die am 7.6.2003 bei einem Anschlag in Kabul getötet worden waren. 29 weitere
Soldaten waren z. T. schwer verletzt worden.       Foto: dpa
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le gibt. Dazu zählen auch der
Kaukasus und Teile des Balkan.

Nachrichtendienste in Europa
haben die alten Djihâd-Soldaten
insbesondere in Großbritannien,
Frankreich, Dänemark, Spanien
und Italien gesichtet. In Deutsch-
land wurden – so der Stand Mit-
te Mai – von den Sicherheitsbe-
hörden rund 200 der wichtigsten
islamistischen „Gefährder“ iden-
tifiziert und dann observiert. Ob
darunter auch bedeutende al-
Qa’ida-Kader sind, erscheint je-
doch zweifelhaft.

Neue Organisations-
strukturen –
neue Anschlagsziele

Da der Fahndungsdruck in
Amerika und Europa immens
hoch ist und auch die Zugriffser-
folge bemerkenswert sind, verübt
das Netzwerk im Moment „si-
multane Anschläge von mittlerer
Größe“ mehr außerhalb dieser
Kontinente. Bevorzugte An-
schlagregionen lie-
gen dementspre-
chend mehr in Asien
(hier insbesondere
die südlichen Philip-
pinen, Pakistan und
Afghanistan), im
Nahen Osten mit
dem Schwerpunkt
Saudi Arabien und
in Afrika. Neben
dem Maghreb im
Norden scheint sich
in Ostafrika (etwa
Tansania und Ke-
nia) ein neuer
Schwerpunkt zu bil-
den. Aber auch in
diesen Regionen be-
steht Anschlags-
gefahr auf westliche
Ziele außerhalb der
industriellen Zen-
tren.

Vor diesem Hin-
tergrund kann es
keine Entwarnung
für den Westen ge-
ben, zumal sich auch
die Anschlagsziele
geändert haben. Gehörten ur-
sprünglich „Symbole ersten Ran-
ges“ zu den Angriffsobjekten,
geht es heute mehr darum, „Un-
gläubige“ (Bürger westlicher
Staaten oder Israelis), umzubrin-
gen sowie möglichst große Zer-
störung anzurichten. Dem Leit-
satz der alten al-Qa’ida folgend,
„Ungläubige zu töten – wo man
sie trifft“, verüben „Märtyrer“
der reorganisierten al-Qa’ida
ihre Selbstmordanschläge gegen
russische Soldaten im Nord-
kaukasus, amerikanische Solda-
ten im Irak und auf der arabi-
schen Halbinsel aber auch gegen
deutsche Bundeswehrsoldaten
der ISAF in Afghanistan, wie es

Selbst im subtropischen Afrika, wo z. Z.
Stammesfehden im Kongo  toben, ist Osama
Bin Laden als Konterfei auf dem T-Shirt eines
jungen Hema-Milizionärs präsent.        Foto: AP

TERROR

Den Kern des neuen al-
Qa’ida Potentials machen
mindestens 18.000 bis 20.000
Gewaltbereite in der gesam-
ten muslimischen Welt aus.
Die meisten von ihnen wur-
den in den paramilitärischen
Camps der al-Qa’ida in Af-
ghanistan geschult. Nach
Gunaratna wurden hier am
Hindukusch Kämpfer von
rund 30 islamistischen Terror-
gruppen ausgebildet, z. B. der
Jemmah Islamiyah (Indonesi-
en) und der Abu Sayyaf (Phil-
ippinen), aber auch tsche-
tschenische Mudjahidin aus
dem Kaukasus.

Die reorganisierte al-Qa’ida
ist Mitte 2003 ein sehr loses
Netzwerk, dessen Struktur ge-
prägt ist von weitgehender
Autonomie einzelner Grup-
pen. Statt fester militärischer
Ausbildungslager in einer Re-
gion gibt es temporär und geo-
graphisch wechselnde Terror-
camps – mit Stand von Mai
u. a. „auf der philippinischen
Insel Mindanao, im Jemen, in
Tschetschenien und Geor-
gien“ (Gunaratna). Statt eines
„sicheren Hafens“ benötigt
man nur noch konspirative
Wohnungen (insbesondere
zum Bombenbau und zur
Waffenlagerung), vornehmlich
in städtischen Ballungszentren
wie derzeit in Rawalpindi,
Karatchi oder auch Dubai.

Al-Qa’ida heute

der Sprengstoffanschlag am
7. Juni diesen Jahres in Kabul
deutlich machte.

Neue Technologien wie das
Internet und der globalisierte
Verkehr ermöglichen der Neo-
al-Qa’ida als “virtuelle Einheit“
zu funktionieren. Dementspre-
chend müssen die neuen Djihâd-
Manager auch nicht mehr vor
Ort sein, um eine Kämpfer-Zel-
le zu aktivieren. Die Attentäter,
die Anschläge wie die in Marok-

ko Mitte Mai ausführten, gehö-
ren schon zur neuen Kämpfer-
Generation. Sie beschrieb Mo-
hammed Tozy, Politikwissen-
schaftler an der Universität
Hassan II. in Casablanca, wie
folgt: „Ihre Organisationsstruk-
tur ähnelt der des Internets. Die-
se Gruppen formieren sich spon-
tan, ihre Verbindungen sind
ebenso virtuell wie das Daten-
netz, in dem sie sich zu ihren Ta-
ten verabreden“. Ob dieser neu-
en Terroristengeneration mit ver-
änderter Organisationsstruktur
schlussfolgerte Tozy: „Es ist zu
einer Globalisierung der Gewalt
gekommen, kein Ort ist mehr si-
cher“.
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VERKEHRSRECHT

Ohne Bußgelder durch Europa
Kurz vor Ferienbeginn möchten wir auf den folgenden
Seiten auf einige wesentliche Verkehrsvorschriften
Europäischer Länder hinweisen – damit die Ferienkasse
besser für Urlaubsvergnügungen als Bußgelder genutzt
werden kann.
Unser Autor Bernhard Strube hat einige wesentliche
Punkte zusammengestellt.

D-Schild und
Euro-Kennzeichen

Nach der EG-Verordnung Nr.
2411/98 vom 3. November 1998
werde die in die Euro-Kennzei-
chen integrierten Nationalitäts-
zeichen (auf dem blauen Feld am
linken Rand des Kfz-Nummern-
schilds) europaweit als Unter-
scheidungszeichen des Zulas-
sungsstaates anerkannt, ohne
dass ein zusätzliches Nationali-
tätszeichen angebracht werden

müsste. Da die Verordnung un-
mittelbar in jedem EU-Staat ver-
bindlich gilt und – anders als eine
EG-Richtlinie – keines nationa-
len Umsetzungsaktes bedarf, ist
bei Reisen innerhalb der EU das
sogenannte D-Schild nicht mehr
erforderlich, sofern ein Euro-
Kfz-Kennzeichen verwendet
wird.

Dennoch verhängte Geldbu-
ßen wegen Fehlens des D-Schil-
des wären rechtswidrig und soll-
ten unter Hinweis auf die vorbe-
zeichnete Verordnung angefoch-
ten werden.

Die „Grüne Karte“
Die Grüne Karte ist der

Versicherungsnachweis für den
internationalen Kraftverkehr.
Sie enthält wichtige Daten über
Fahrzeug, Halter und dessen Ver-
sicherung und ist kostenlos beim
Kfz-Haftpflichtversicherer er-
hältlich.

Heute ist die Grüne Karte, die
auf ein Abkommen aus dem Jahr
1949 zurückgeht, in vielen Län-
dern Europas nicht mehr zwin-
gend erforderlich. Seit 1974 gilt
das sogenannte „Kennzeichen-
abkommen“. Danach gilt statt
der Grünen Karte das amtliche
Kennzeichen des Wagens als al-
leiniger Versicherungsnachweis.

Tipp: Trotzdem ist es ratsam,
die Grüne Karte immer dabei zu
haben. Sie enthält alle wichtigen

Daten, die man bei einem Unfall
notieren muss. Alle Grüne-Karte-
Länder und detaillierte Informa-
tionen zum Grüne-Karte-Ab-
kommen der Staaten sind unter
www.gruene-karte.de zu finden.

Sicherung von Kindern
in Fahrzeugen

Eine EWG-Richtlinie von
1991 schreibt vor, dass Kinder auf
allen Sitzen von Personenkraft-
wagen und leichten Nutzfahrzeu-
gen vorhandene Haltesysteme
benutzen müssen. Kinder unter
12 Jahren, die kleiner als 1,50 m
sind, müssen durch ein geneh-
migtes System gesichert werden,
das für das Kind hinsichtlich des-
sen Größe und Gewicht geeignet
ist. In ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften können die
Mitgliedstaaten der EU aber zu-
lassen, dass für Kinder ab 3 Jah-
ren ein für Erwachsene geneh-
migtes Rückhaltesystem verwen-

Einzelne Verkehrsregeln in europaischen Urlaubsländern
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det wird. Die Mitgliedstaaten
können für Kinder unter drei
Jahren auch eine Ausnahme von
der Pflicht zur Benutzung beson-
derer Rückhaltesysteme auf
Rücksitzen verfügen, falls solche
Systeme in dem Fahrzeug nicht
vorhanden sind. Bis auf Schwe-
den lassen alle Mitgliedstaaten
zu, dass für Kinder über drei Jah-
re Sicherheitsgurte für Erwach-
sene statt eines Kinderrückhalte-
systems verwendet werden, wenn
ein solches nicht ohne weiteres
verfügbar ist. Die meisten
Mitgliedstaaten schreiben außer-
dem vor, dass Kinder bei Fehlen
eines geeigneten Kinderrück-
haltesystems auf dem Rücksitz
zu befördern und mit einem Si-
cherheitsgurt für Erwachsene
zu sichern sind.

Auf relativ sicherer Seite ist, wer
im Ausland die in Deutschland
geltende Regelung beachtet (§ 21
StVO): Kinder bis zum vollende-
ten 12. Lebensjahr, die kleiner als
1,50 m sind, dürfen in Kraftfahr-
zeugen auf Sitzen, für die Sicher-
heitsgurte vorgeschrieben sind,
nur mitgenommen werden, wenn
Rückhalteeinrichtungen für Kin-

der benutzt werden, die amtlich
genehmigt und für das Kind geeig-
net sind. Abweichend davon dür-
fen Kinder auf Rücksitzen ohne Si-
cherung durch Rückhalteein-
richtungen befördert werden,
wenn wegen der Sicherung von
anderen Personen für die Befesti-
gung von Rückhalteeinrichtungen
für Kinder keine Möglichkeit
mehr besteht.

Schnellere Regulierung
bei Unfall im Ausland

Seit Januar 2003 vereinfacht
die 4. Kraftfahrthaftpflichtricht-
linie die Schadensabwicklung
zwischen Unfallbeteiligten der
Europäischen Union. Wer bisher
im Ausland unverschuldet einen
Autounfall erlitten hatte, brauch-
te in der Regel Sprachkenntnis-
se des Landes, in dem der Unfall
passierte, viel Geduld, meist ei-
nen Rechtsanwalt und war mit
Schwierigkeiten in der prakti-
schen Beweissicherung und hin-
haltender Regulierungspraxis
konfrontiert. Das soll jetzt vor-
bei sein.

Neu ist:
In der EU muss jeder Versi-

cherer in jedem Mitgliedsstaat
einen Schadensregulierungs-
beauftragten benennen. Opfer
eines Verkehrsunfalls können
sich in ihrem Heimatland an den
Beauftragten der jeweiligen Ver-
sicherung wenden. Wer das ist,
kann der Geschädigte von der
nationalen Auskunftsstelle erfah-
ren. In Deutschland ist das der
Zentralruf der Autoversicherer –
Telefon: 01802 5026, Internet:
www.zentralruf.de.

Die Bearbeitungszeit eines
Unfallschadens durch den Re-
gulierungsbeauftragten darf
nicht länger als drei Monate dau-
ern. Reagiert er in dieser Zeit
nicht oder nicht angemessen,
kann sich der Geschädigte an die
Nationale Entschädigungsstelle
wenden. In Deutschland ist das
der eingetragene Verein Ver-
kehrsopferhilfe in Hamburg –
Telefon: 040-301800, Internet:
www.verkehrsopferhilfe.de.

Die Nationale Entschädi-
gungsstelle ist auch zuständig,
wenn der ausländische Versiche-

rer keinen eigenen Schadens-
regulierungsbeauftragten ge-
nannt hat.

Tipp: Bei Fahrten ins Ausland
das Formular „Europäischer
Unfallbericht“ und die dazuge-
hörige Broschüre in elf europäi-
schen Sprachen mitnehmen. Bei-
des ist beim Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) kostenlos erhält-
lich – Telefon: 0800-7424375,
Internet: www.versicherung-und-
verkehr.de.

Die Generaldirektion Energie
und Verkehr der Europäischen
Union arbeitet an einer verglei-
chenden Studie zu den Verkehrs-
regeln und deren Umsetzung in
den Mitgliedsstaaten; die Studie
soll später im Internet auf der
Seite des Europaservers veröf-
fentlicht werden. Für Reisende
ist es zurzeit empfehlenswert,
sich bei Versicherungen, Reise-
veranstaltern und Automobil-
clubs die speziellen Informatio-
nen einzuholen.

Bernhard Strube
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Von Schreibleinen bis Plastik-Karten:
Polizeidienstausweise – ein historischer Exkurs

In unserer vergangenen Ausgabe (DP 6/03) wurde die
Entwicklung der Polizeidienstausweise vom Ende des 19.
Jahrhunderts bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges be-
schrieben. Wie sich die Dienstausweise in den folgenden
Jahren bis in die Gegenwart veränderten, ist im folgenden
Teil II der historischen Betrachtung zu erfahren:

Die Nachkriegszeit
Nach der Übernahme der Ver-

antwortung für Sicherheits- und
Ordnungsaufgaben durch die
Alliierten wurden möglichst
nicht vorbelastete Männer in den
Polizeidienst eingestellt und mit
Ausweispapieren versehen, de-
ren Aussehen von der jeweils zu-
ständigen Besatzungsbehörde
abhing.

Ausgestellt und gesiegelt wur-
den die Papiere entweder durch
die Besatzungsmacht oder durch
die Kommunalbehörde. So liegt
hier ein zweisprachiger (Englisch
und Deutsch) Polizei-Ausweis
(Police Warrant Card) vom
Comdg. 912 Mil. Gov. DET vom
24.7.1945 für den Schutzmann
Erich F. aus Celle vor.

Aber auch der deutsche Lei-
ter der Polizei der Stadt Minden
stellte „auf Anordnung der Mili-
tärregierung“ einen vorläufigen
Ausweis für den Policeman Her-
mann R. aus. Unterzeichner war
der „Chief of Police“ der deut-
sche „Hauptmann der Schutzpo-
lizei Sch.”.

In Bad Salzuflen verlängerte
„Military Government 1103
DET“ den alten NS-Polizei-
dienstausweis durch einfaches
Überkleben des alten NS-Ho-
heitsabzeichen. Auch nach Über-
malen des Hakenkreuzes im
Hoheitsadler galt das Papier mit
Verlängerungsbestätigung weiter.

Eine bemerkenswerte Aus-
weisvariante stammt aus dem
Jahr 1949: Ein Kartonumschlag

mit innenliegendem weißen
Papierdokument wurde am 22. 9.
1949 für einen Polizeiinspektor
durch den „Chef der Polizei“
beim Regierungspräsidenten
Köln ausgestellt und 1950 verlän-
gert. Die Vorderseite des Auswei-
ses zeigte erstaunlicherweise im
Rheinland das springende west-
fälische Ross und nannte sich
„Polizeiermächtigungsausweis“.
Gedruckt wurde der blaue Aus-
weis durch „Stationery Service
BAOR“.

Ab 1950 wurden dann „Poli-
zeiermächtigungsausweise“ auf
blauem Schreibleinen gedruckt.
Die in Form und Aussehen glei-
chen Ausweise auf grünem
Schreibleinen fanden bei der neu
aufgestellten Bereitschaftspoli-
zei Verwendung.

Verstaatlichung der
Polizei

Die Verstaatlichung der Poli-
zei im Jahre 1953 hatte die Ein-
führung eines neu gestalteten
Ausweises zur Folge. Es handel-
te sich um bundeseinheitliche
Vordrucke auf grünem Schreib-
leinen, die aufgrund eines Be-
schlusses der Konferenz der In-
nenminister in allen Bundeslän-
dern ein ziemlich einheitliches
Aussehen hatten: auf der Vorder-
seite den Polizeistern mit dem
jeweiligen Landeswappen im
Symbol, der Aufschrift „Polizei-
Dienstausweis, der Registrier-
nummer sowie dem Namen und
dem Dienstgrad des Beamten,
auf die Seite 4 kam das Lichtbild
mit Dienstsiegel. Der Innen-
bereich (Seiten 2 und 3) stand

z. B. für Gültigkeits- und Verlän-
gerungsvermerke, zuständige
Behörde, Erlaubnis zum Tragen
von Schusswaffen, staatsanwalt-
schaftliche Hilfsbeamteneigen-
schaft zur Verfügung.

Die Bundesländer kamen zu
verschiedenen Zeitpunkten zwar
wieder auf landesspezifische Re-
gelungen zurück, erhielten aber
zumeist das Gesamtbild des Aus-
weises bei. Nur Bayern führte

1975 einen einseitig bedruckten
Ausweis in der Größe von 10,5 x
7,4 cm ein.

Weibliche
Bezeichnungen

Eine neuerliche Veränderung
trug 1995 dem erhöhten Frauen-
anteil und der Gleichbehandlung

Auch die Brandenburger Polizei er-
hielt Ende vergangenen Jahres
den neuen Dienstausweis im
Scheckkartenformat. Die Vorder-
seite zeigt das brandenburgische
Landeswappen mit Hologramm
sowie die persönlichen Daten des
Ausweisinhabers. Auf der Rücksei-
te sind die Nummern der Bürger-
telefone beider Polizeipräsidien
und die Internet-Adressen der Poli-
zei zu finden. Für Vollzugsbeamte
sind die Ausweise grün, für
Verwaltungsmitarbeiter gelb.
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(Teil II)
der Geschlechter bei der Polizei
Rechnung. Von nun an wurden
folgende Formulierungen ge-
braucht: „Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamte“ und „Lei-
terinnen oder Leiter der Polizei-
behörden und Polizeieinrichtun-
gen sowie deren ständige bzw.
allgemeine Vertreterinnen oder
Vertreter“. Die Beschaffungs-
stelle für die Vordrucke waren
nun die „Zentralen Polizei-
technischen Dienste“ und verlo-
rene Dienstausweise wurden in
der Sachfahndungsdatei INPOL
ausgeschrieben.

Eine grundlegende Wandlung
erfährt der Polizeidienstausweis
gegenwärtig. Aus vielerlei Grün-
den wird das Faltexemplar durch
eine moderne Plastikkarte im
Scheckkartenformat möglichst
bundesweit einheitlich einge-
führt werden.

Diese Polizeidienstausweise
werden unter Verwendung von
Kartenrohlingen mit polizei-
typischen Guilloche in vorgege-
benem Grünton ausgestellt. In
diese Karte wird das Bild der
Person und das Landeswappen
eingedruckt.

Damit ist ein entscheidender
Schritt in Richtung Einheitlich-
keit, Fälschungssicherheit und
Handlichkeit von Dienstauswei-
sen getan. Ob der Bürger aller-
dings eine Farbkopie in einer
Folie von einem echten Ausweis
unterscheiden kann, wird die
Zukunft zeigen.

Wolfgang Richter

Zum Teil I der Geschichte der
Polizeidienstausweise erhielt un-
ser Autor bereits einiges an Re-
sonanz. Wer ebenfalls mit ihm in
Kontakt treten möchte, kann das
gern tun:

Tel. oder Fax: 0571-52601


